
für militärische Auslandeinsätze:
«Soldaten könnten mehr Sicher-
heit in die humanitären Aktionen
bringen» – Erwin Böhi, IKRK De-
legationschef, erklärte damals:
«Bei Beginn der NATO-Bombar-
dierung in Jugoslawien mussten
alle IKRK-Helfer aus an Angriffen
beteiligten Ländern samt ihren An-
gehörigen zurückgezogen wer-
den…» Kommentar (total) über-
flüssig!
Fremdes und bewaffnetes Militär
ist immer Partei in einem Lande
und unsere Neutralität ist definitiv
verloren! Schmid verschweigt, dass
alle erfahrenen und älteren Offizie-
re aus unserer Armee entfernt wur-
den. Eine totale Verjüngung heisst
nur bedingt mehr Vitalität. Sicher
aber lassen sich junge Menschen
einfacher verführen und vor allem
irreführen! Nicht nur Hitler, Stalin
und Mao haben solche «Möglich-
keiten» genutzt, offenbar ist auch
unsere Militär-Verwaltung mit «al-
len Wassern gewaschen».

Pistole für Schweizerlein?

Hervorragend ist Schmid im Hin-
unterspielen der wirklichen Sach-
frage vom 10. Juni. Er tut so, als gin-
ge es bei der Bewaffnung nur um
eine Pistole oder ein Gewehr für
Schweizer Soldaten im Ausland.
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NATO-General Klaus Naumann
sagte:
«Wer einen Militäreinsatz be-
schliesst, der muss die Strasse bis zu
ihrem Ende gehen. Er muss akzep-
tieren, dass er Tote nach Hause
bringen wird. Und er sagt Ja zu je-
der anfänglich nicht erkennbaren
Eskalation, die aus der Beteiligung
an diesem Konflikt resultiert.»

Unglaubwürdiger Schmid

Bundesrat Schmid argumentiert,
wir hätten keine Übungsplätze und
Platz mehr in der Schweiz. Darum
müssten wir im Ausland üben, im
Gegenrecht müsste man aber auch
fremde Armeen hier üben lassen…

So ein Un- und Widersinn! Wenn
wir kämpfen müssen um unser
Land, kämpfen wir hier und nicht
irgendwo. Dann ist es notwendig,
jeden Winkel und jedes Strässlein
in diesem Lande zu kennen. Was
wäre da besser, als üben im eigenen
Lande? Natürlich müssen unsere
Waffen an diese Verhältnisse ange-
passt sein, nur das gibt eine maxi-
male Verteidigungs-Wirkung!

Fremde Armeen hier üben lassen,
ist nicht nur ein nationaler
Schwachsinn, es wäre ein eigentli-
ches Verbrechen an unserer Unab-
hängigkeit und eine Einladung an
irgendwelche Mächte dieser Erde,
hier Platz zu nehmen. Wir wollen
frei und unabhängig bleiben!

Asyl-Lügen ohne Ende

Es ist völlig falsch, dass dank dem
Einsatz unserer SWISSCOY im
Kosovo die Flüchtlinge rapide ab-
genommen haben, im Gegenteil!
EU-Länder haben schon 1999 ihre
Gewaltflüchtlinge zurückgeschafft.
Schmid: «Im Jahre 2000 sind über

40’000 freiwillig zurückgekehrt…
das Flüchtlingsproblem ist ent-
schärft!» Welche Irreführung!
Tatsächlich sind über 65’000 Ge-
waltflüchtlinge (gehen sofort wie-
der, wenn die Lebensgefahr vorbei
ist…) in unser Land gekommen.
Trotz gutem Zureden und schönen
Rückkehr-Prämien sind über
25’000 immer noch hier! Haben sie
inzwischen ordentliche Asylanträ-
ge gestellt oder sind sie unterge-
taucht? Das Volk jedenfalls fühlt
sich betrogen!

Kennen wie Hosentasche…

Auch Tiefflüge seien nicht mehr
möglich – wozu denn Tiefflüge über
Schweden und Tankfüllung in der
Luft? So ein Unsinn! Das ist doch
Beweis genug, wir haben die
falschen Flugzeuge gekauft! Jeden-
falls sind sie NATO-, UNO- und
EU-tauglich und das Volk wurde
beim Kauf einmal mehr aufs Kreuz
gelegt!
Unsere Miliz-Armee, getragen von
allen, soll unser Land, unser Volk
verteidigen! Soldaten, Piloten und
Offiziere müssen also unser Terrain
kennen, wie die eigenen Hosen-
taschen! Darum üben wir hier – nur
wir, keine fremden Truppen – und
sonst nirgendwo!

Davor haben wir gewarnt!

Geklagt hat Bundesrat Schmid
auch über den Mangel an Unterof-
fizieren und Offizieren; die Revi-
sion vom 10. Juni sei dringend.Aus-
landaufenthalte und Swisscoy-Ein-
sätze machen also unsere Armee at-
traktiver. Nicht gesagt hat Schmid,
ob mit oder ohne Soldatenpuff mit
Minderjährigen wie etwa in Jugos-
lawien.Wir Schweizer Demokraten
haben schon vor vielen Jahren Ge-
fahren erkannt. Öffnung der Märk-
te, Fusionen und immer mehr inter-
nationale Firmen reduzieren die
Möglichkeiten zum Abverdienen;
da viele Arbeitgeber nicht einmal
während der RS die Mitarbeiter be-
halten und so Lohnzahlungen ein-
gespart werden können.

EU-Knecht Kellenberger?

EU-Unterhändler und heutiger
Rotkreuz-Chef Kellenberger wirbt

Abfuhr: Keine Schweizer
Soldaten ins Ausland!

Am 10. Juni 2001 gilt es schon wieder ernst. Nachdem wir vor einigen
Jahren die Blauhelm-Vorlage mit grossem Mehr in die Wüste geschickt
haben, wollen wir mit einem 2-fachen Nein auch die heutigen Vorlagen
dorthin schmeissen, wo sie hingehören – in den Papierkorb! Die Re-
gierenden verstehen nur diese Sprache. Wir wehren uns für die Erhal-
tung unserer Neutralität und gegen die NATO-Bevormundung durch
die Amerikaner und die EU. Es ist nicht unsere Aufgabe, zwischen
Kriegsfronten zu stehen und das Leben unserer Soldaten zu gefähr-
den. Gehen Sie an die Urnen und unterstützen Sie uns nach Kräften.

Auf dem Zentralsekretariat können weiterhin SD-Flugblätter für den
Kampf gegen diese beiden Vorlagen bestellt werden.

An dieser Stelle danken wir Ihnen für die vielen Spenden, die uns für
unseren Einsatz zur Erhaltung von Volk und Heimat erreicht haben.

SD-Geschäftsleitung

Démocrate Suisse
Pages 13–15

Willy
Schmidhauser,
Präsident der
SD Thurgau,
Dettighofen 

Armeevorlagen: der 
grösste Etikettenschwindel

Dass wir eigene Transportflugzeu-
ge kaufen wollen, 180 Schützen-
und 120 Komandanten-Panzer,
nebst Helis aller Art und vielem
Gerät mehr – natürlich alles tech-
nisch, bedienungsmässig und stra-
tegisch auf den NATO-Standart
abgestimmt, ist ein gewaltiger Eti-
kettenschwindel unter der Parole
«Sicherheit durch Kooperation».
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NATO-Hochleistungs-Mannen?

Ist es da verwunderlich, dass jeder
vierte Rekrut vorzeitig die RS ab-
bricht und ausscheidet, sieht das
nicht nach «Hochleistungs-Solda-
ten» à la NATO aus? Auch die Um-
stellung auf Armee-Sprache eng-
lisch zielt doch in die gleiche Rich-
tung. Wäre nicht unser Dialekt bei
einem Abwehrkampf wie eine Ge-
heimsprache, die Angreifer kaum
verstehen könnten? Wozu also
sucht die Armee fieberhaft nach
Englisch-Lehrern? Wozu?
Die Sozis und ihre Präsidentin
Brunner argumentieren, sie wür-
den Ja zu den Armeevorlagen sa-
gen, obwohl sie eine andere Grund-
haltung hätten. Man wolle sich
nicht ins gleiche «Lotterbett legen,
mit Blocher und seiner AUNS.»
Machen solche Aussagen nicht
nachdenklich? Geht es in der De-
mokratie um Sachfragen oder um
mafiöses Abkarten und um frag-
würdige Absprachen? Dabei kostet
ein Swisscoy im Monat den Steuer-
zahler 48’000 Franken und ein
(Bau-) Fachmann des zivilen Hilfs-
korps lediglich 12’000 Franken.

Freund Jang Zemin

Wollen wir Schweizer also zu Be-
fehlempfängern, zu Teilhabern kor-
rupter EU-Kommandos werden?
Wollen wir die Unterstellung bei
der NATO oder UNO? So eine
Schande! Erinnert sei an die 41’000
Uranbomben mit 300 Tonnen
hochgiftigen Atom-Abfällen der
USA, die in Kuwait, Irak und
Ex-Jugoslawien entsorgt wurden.
Auch das AC-Labor Spiez des Bun-
des hat alles heruntergespielt und
so getan, als handle es sich um
harmlose Gewehr-Munition. Wol-
len wir mit der UNO ins Feld zie-
hen; also mit Hunderten von Staa-
ten, die Konventionen (Menschen-
rechte, Religionsfreiheit etc.) un-
terzeichnet, aber bisher keinen ein-
zigen Paragraphen eingehalten ha-
ben? Wollen wir mit dem Sicher-
heitsrats-Mitglied China an den
gleichen Tisch sitzen und so tun, als
gäbe es keine Tibetflüchtlinge und
keine Vernichtung des tibetischen
Volkes, der tibetischen Kultur und
Religion durch China? Weiss Herr
Bundesrat Schmid, was er dem
Schweizervolke da zumutet?

Bundesrat als Etiketten-
schwindler!
«Weg frei für die Vernunft» wirbt
ein Slogan von Schmid; gemeint ist
mit der Vernunft 2 mal JA am 10.
Juni und weiter «Kein Frontalan-
griff gegen die Sicherheitspolitik
von Bundesrat und Parlament (wie
AUNS)» – wird uns da nicht die
perfekte und unsinnige, ja total un-
wahre Verdrehung der Begriffe de-

monstriert, um Bürger zu irritieren,
um Bürger aufs Kreuz zu legen?
Ein perfekter bundesrätlicher Eti-
kettenschwindel?
Unsere Verfassung sagt: «Die Ar-
mee dient der Kriegsverhinderung
und trägt bei zur Erhaltung des
Friedens, sie verteidigt das Land
und seine Bevölkerung. Sie unter-
stützt die zivilen Behörden bei der
Abwehr schwerwiegender Bedro-
hungen der inneren Sicherheit und
bei der Bewältigung anderer, aus-
serordentlicher Lagen.

Freche, faule Argumente

Bundesrat Samuel Schmid sagte in
Frauenfeld: «Militärische Einsätze
zur Friedensförderung jenseits un-
serer Grenzen haben ebenso wie
die Verteidigung eine Verfassungs-
grundlage…» Mit Blick auf den
obigen Verfassungstext muss ge-
fragt werden: Wo denn, Herr Bun-
desrat Schmid? Wo?
«Nur Freiwillige werden im Aus-
land eingesetzt»… Was aber tut der
Bundesrat, wenn die ersten Schwei-
zer in Särgen nach Hause kommen
oder Kriegskrüppel, Krebskranke
oder verseuchte, junge Idealisten
nach Hause kommen? Natürlich
trauern mit Musik, Sprüchen von
der Ehre und schönen Reden! Frei-
willige werden sich kaum noch mel-
den, darum wird Schmid weitere
Soldaten zwangsweise ins Feld
schicken! Wie denn sonst?

Amis go home!

Was für ein Fiasko hat die Welt-
macht USA und Hochrüster Num-
mer 1 in der Welt in Vietnam erfah-
ren müssen? Wie gross war das
Trauma im Sudan? Bodentruppen
konnten trotz Hochrüstung nichts
erreichen! Seither lässt die USA
(NATO) die «Drecksarbeit» ande-
re machen! Die USA machen nur
noch fliegerische Einsätze (z.B.
Irak, Jugoslawien) und nehmen da-
bei auch die Gefährdung verbün-
deter Bodentruppen (Uranbom-
ben) in Kauf!

Ohne Volk geht’s besser…

Schmid sagt öffentlich, die Schweiz
werde auch künftig in voller Eigen-
ständigkeit, Souveränität und Frei-
heit entscheiden, ob sie an einem
Einsatz im Ausland teilnehmen
werde oder nicht. Die Frage sei er-
laubt: Wen meinen Sie mit «die
Schweiz» – werden Sie das Volk be-
fragen? Und wie können Sie von
«Eigenständigkeit» reden, wäh-
rend fremde Truppen in unserem
Lande operieren?

Unser Land – unser Traum!

Die immerwährende, bewaffnete
Neutralität weist der Schweiz eine
besondere aussenpolitische Aufga-
be zu: Zivile humanitäre Hilfe,
Friedensdiplomatie, Friedensdiens-
te und Einsatz des Roten Kreuzes
für alle in Not! Es braucht in der
Welt eine neutrale Schweiz, eine

Neue NATO-Doktrin
Bei der neuen Sicherheitspolitik
des Bundes «Sicherheit durch Kor-
ruption» (SIPOL 2000) handelt es
sich um einen Schritt auf dem Weg
zum Anschluss an die Nato. Wie
kann diese Aussage belegt werden?
Der Verteidigungshaushalt der
Schweiz wird bereits seit 1996 in
Brüssel bei der Nato besprochen,
wie der Bundesrat selber darlegte
(SIPOL S. 11). Damals hat sich die
Schweiz der Nato-Organisation
«Partnerschaft für den Frieden»
angeschlossen; einer Organisation,
die 1994 einzig dazu gegründet
wurde, um so viel Länder wie mög-
lich in die Nato einzubinden, ohne
dass diese direkt Mitglied werden
müssen. Das VBS schreibt dazu
(Die Schweiz und die Partnerschaft
für den Frieden, S. 12), dass die
Schweizer Armee Sprache und Ter-
minologie, in ihrer Doktrin, in
Führungs- und Planungsabläufen,
in ihrer gesamten Struktur und in
ihrem Material an die Nato ange-
passt werden müsse – unter dem
Stichwort Interoperabilität.

Leitmotiv für die Armee 21: 
Anschluss an die Nato-Anforderungen
Das VBS erklärt selbst, dass die
«Interoperabilität ein zentrales
Leitmotiv für die aktuelle Reform
der Armee geworden ist» (Die
Schweiz und die Partnerschaft für
den Frieden, S. 13). Der Unter-
schied zwischen der «Partnerschaft
für den Frieden» und der Nato ist
nur noch «wie ein Stück Papier»,
wie der ehemalige Verteidigungs-
minister der USA, William Percy,
dazu erklärte. Der stellvertretende
Generalsekretär der NATO, Sergio
Ballanzino, schrieb im Nato-Brief
bereits im Juli 1997 (S. 13): «Die
neue PfP ist nun mit der neuen
NATO ‹verschweisst›.»
Angriffskriege mit der Schweiz un-
ter dem Titel «friedensunterstützen-
de» Operationen? Darüberhinaus
hat der Schweizer Bundesrat in sei-
ner Sicherheitsplitik 2000 erklärt,
dass die Schweizer Armee nicht
etwa nur «friedenserhaltende Ein-
sätze» mit der Nato zusammen
durchführen werde, sondern «frie-
densunterstützende» (SIPOL S. 48,
neuer Artikel 66.3, Militärgesetz).
Dieser verschleiernde Begriff «Frie-
densunterstützung» beinhaltet An-
griffskriege, sogenannte «Friedens-
erzwingung», wie am 8./9. Februar
an einer Tagung der Nato-Befür-
worter an der ETH Zürich ausführ-
lich dargestellt wurde. Die Schwei-
zer Armee soll zu einem Modul der
Nato werden, das auch ausserhalb
Europas für irgendwelche Interes-
sen einsetzbar werden soll. «Die

Armee ist in der Lage, den Auftrag
Friedensunterstützung und Krisen-
bewältigung zu erfüllen, indem sie
in einem Krisengebiet, vor allem in
Europa und in Kooperation mit an-
deren Streitkräften, modulartig auf-
gebaute Verbände nach kurzer Vor-
bereitung über längere Zeit einset-
zen kann. (SIPOL 2000, S. 48). In
der Botschaft des Bundesrates zur
Änderung des Militärgesetzes (S.
478,482) erklärt der Bundesrat,dass
die jetzige Änderung des Militär-
gesetzes nur ein weiterer Schritt hin
zu einer völligen Umgestaltung der
Armee auf Nato-Anforderungen
hin sei. Es geht am 10. Juni nämlich
darum, zumindest einen Teil der
Armee in eine Berufsarmee umzu-
wandeln – genauso wie es alle ande-
ren Nato-Staaten für die geplanten
Angriffskriege getan haben oder
tun. Laut neuem Artikel 66.1 könn-
ten diese Einsätze zwar unter
UNO- oder OSZE-Mandat stattfin-
den, aber es ginge auch ohne diese.

1999: Nato mutierte vom Defensiv-
bündnis zum Angriffsbündnis
Warum aber nicht mit der Nato zu-
sammenarbeiten, die doch einen
Teil Europas gegen den Kommu-
nismus geschützt hat? Weil die
Nato im April 1999 ihre Doktrin
geändert hat. Sie hat sich von ei-
nem reinen Verteidigungsbündnis
zu einem Angriffsbündnis gewan-
delt. Die Nato hat sich das Recht
herausgenommen, das Völkerrecht
auf Selbstbestimmung aufzuheben.
Sie will militärische Besetzungen
vornehmen, wenn ein Land nicht
die richtigen Reformen durchführt,
Rohstoffe nicht zu niedrigen Prei-
sen verkauft, wenn es irgendwo zu
ethnischen oder religiösen Konflik-
ten kommt und diese Region geo-
strategisch von Interesse ist usw.,
wie im «Neuen strategischen Kon-
zept der NATO in den Artikeln 20
und 24 nachgelesen werden kann.
Wie im Balkan gehört zur soge-
nannten «Gestaltung des Sicher-
heitsumfeldes» ausserhalb der
Grenzen,wie sie jetzt auch das VBS
propagiert, Bombardements wie in
Jugoslawien (Art. 12). Henry Kis-
singer sagte dazu in der Welt am
Sonntag (15.8.99), dass die Nato
mit ihrer Forderung, ganz Jugosla-
wien zu besetzen, den Krieg selbst
provoziert hätte. Die Nato hätte
sich damit vom Prinzip der Souve-
ränität verabschiedet, das seit dem
Westfälischen Frieden die Verhält-
nisse der Länder untereinander
verbessert hätten. Das Defensiv-
bündnis hätte man aufgegeben.

unparteiische Insel dem Frieden in
der Welt zuliebe! Wir wollen uns
strikte aus den Machtspielen und
Konflikten heraushalten, um für
alle da zu sein; wenn es nötig wird!

Darum 2 x Nein am
10. Juni 2001.

Willy Schmidhauser,
Kantonalpräsident SD Thurgau
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Lange hielten die zuständigen
Behörden die Pläne zur Umgestal-
tung der Schweizer Armee unter
dem Stichwort «Armee XXI» un-
ter dem Deckel. Erst im Vorfeld
der politischen Auseinanderset-
zung um zwei vorgezogene Teilre-
visionen des Militärgesetzes, die
wegen Referenden am 10. Juni zur
Volksabstimmung anstehen,
sickerten langsam Einzelheiten
durch. Und sie stimmen wenig zu-
versichtlich. Sie weisen alle in Rich-
tung Umwandlung der Schweizer
Armee aus einer reinen Landes-
verteidigungsarmee in eine Poli-
zeitruppe zur Hilfestellung bei in-
ternationalen «Kriseninterventio-
nen», angeblich «zur Beförderung
des Friedens», und zwar unter
NATO-Kommando! Als die Refe-
rendumskomitees dies anlässlich
ihrer ersten Pressekonferenz an-
sprachen, tönte es aus dem Bun-
deshaus mit gespielter Empörung:
die Revisionen des Militärgesetzes
hätten  nichts, aber auch gar nichts
mit der NATO zu tun! Sogar von

einer «Lüge» war die Rede. Wirk-
lich? Die Fakten sprechen eine an-
dere Sprache!
Wenn wir die als «Armee XXI» be-
zeichnete Reorganisation unseres
Militärs betrachten, welche die Re-
vision des Militärgesetzes erst
nötig macht, wird klar, dass unsere
Armee unter den Stichworten
«partnership for peace», «Sicher-
heit durch Kooperation» und «In-
teroperabilität» der NATO zumin-
dest angenähert werden soll. Hohe
Offiziere und Behördenmitglieder
haben ja auch schon aus der Schule
geplaudert, indem sie ihre Mei-
nung beteuerten, die Schweiz sei
militärisch nur noch in Zusammen-
arbeit mit fremden Kräften – und
da kommt nur die NATO in Frage
– und nicht mehr «im Alleingang»
zu verteidigen; ein Schlagwort, das
wir schon aus andern Zusammen-
hängen zur Genüge kennen!

Alles für die NATO!  
Die Bestandeszahl der Armee wird
massiv reduziert, von 400’000 auf
120’000. Die Territorialarmee wird
dabei notgedrungen aufgelöst und
durch so genannt hochmobile, voll-
motorisierte Eingreifformationen
nach NATO-Muster ersetzt, auch
für die Aufträge im Inneren des
Landes. Der Milizcharakter des
Volksheeres wird verwässert und
durch eine Art Söldnertruppe zum
Zwecke von Einsätzen im Ausland
ergänzt. Armeekorps, Divisionen
und Regimenter werden aufgelöst.
Es gibt nur noch «Kampfbri-
gaden», die nach NATO-Vorbild je
nach Auftrag «modulartig» zusam-
mengestellt werden. Ausbildung,
Ausrüstung, Waffensysteme und
Kommunikationsmittel werden
nach Weisungen der NATO-Offi-
ziere im Rahmen der unseligen
«Partnerschaft für den Frieden»
(partnership for peace) den in der
NATO geltenden Regeln ange-
passt und «NATO-kompatibel» ge-
macht. Die so genannte «Interope-
rabilität» wird einseitig bezüglich
NATO-Truppen angestrebt. Die
Landesverteidigung der Schweiz
soll nach NATO-Doktrin schon in
einem so genannten «operativen
Vorfeld» beginnen. In Süddeutsch-
land, Vorarlberg, Norditalien und
Westfrankreich?

Oberkommando der USA 
Auch die Truppenausbildung wird
«koordiniert», das heisst es finden
gemeinsame Stabsübungen mit
NATO-Offizieren statt, auch in der
Schweiz wie kürzlich in Luzern.
Ausländische Truppen kommen
zum Üben in die Schweiz, vor kurz-
em Franzosen in den Kanton Gla-
rus, Schweizer gehen zum Üben ins
Ausland. Schweizer FA-18-Jäger
üben in Frankreich das Auftanken

in der Luft. Wozu? Unsere Militär-
flugplätze werden NATO-tauglich
gemacht. Sogar ein Inspektions-
recht von Schweizer Truppen durch
ausländische Offiziere habe der
Bundesrat im Rahmen der «part-
nership for peace» der NATO still-
schweigend  zugestanden. Man
wolle so die «Kooperationsfort-
schritte» überwachen. Nach dem
«Trainingslager für die EU» das
Trainingslager für die NATO? Und
das alles ohne öffentliche Debatte
und ohne Beschlussfassung durch
die eidgenössischen Räte! Schlim-
mer noch: wo bleibt die Rücksicht
auf das Ergebnis der Volksabstim-
mung über die Blauhelme?
Auch die Schaffung gemeinsamer
Kommandostrukturen ist aus-
drücklich vorgesehen. Praktisch
werden nach Erfahrungen mit der
NATO die USA das Oberkom-
mando führen, unter Einfluss der
US-amerikanischen Innenpolitik
mit der grossen Gefahr einer unfai-
ren «Arbeitsteilung»: vorne an der
Front erledigen die Europäer die
«Dreckarbeit», und hinten schies-
sen die Amerikaner aus der
Deckung ihre Raketen ab. Heim-
zuschaffende tote Soldaten waren
noch nie populär!

Englisch, die zukünftige
Landessprache?
Die Kommandosprache ist selbst-
verständlich Englisch. Wer nicht
Englisch beherrscht, könnte ins-
künftig in der Schweiz nicht mehr
Offizier werden. Plötzlich wird
klar, zu welchem Zweck gewisse
Leute den Unterricht in englischer
Sprache bereits in der Primarschu-
le so forcieren wollen! Nachdem
man uns durch die Einwanderungs-
politik schon einen grossen Teil un-
seres Lebensraumes gestohlen hat,
stiehlt man uns jetzt auch noch die
Sprache!
Kein Wunder, dass in der Allgemei-
nen Schweizerischen Militärzeit-
schrift elf höhere Staboffiziere, dar-
unter einige auch Präsidenten von
Offiziersgesellschaften, die Alarm-
glocke läuten: die Pläne seien ver-
fassungswidrig. Denn eine so um-
gekrempelte Armee sei nicht mehr
im Stande, das Land zu verteidigen,
eine Aufgabe, welche auch die neue
Bundesverfassung unter den Auf-
trägen der Armee aufführe, leider
nicht mehr an erster Stelle.Wie soll
das geschehen ohne eigene Infra-
struktur für eine selbständige
Führung, z. B. ohne einen eigenen
Nachrichtendienst? Wir wären wie
Blinde in einem Glashaus, und der
Feind könnte bis in die hintersten
Winkel unserer Behausung Ein-
blick nehmen.
Dass unter solchen Umständen
auch keine echte Neutralitätspoli-
tik mehr möglich wäre, versteht

sich von selbst. Sie würde zum blos-
sen Lippenbekenntnis reduziert.
Selbst die Schweizer Luftwaffe hät-
te keine eigenständige technische
Führungsstruktur mehr und könn-
te nur noch in Zusammenarbeit mit
der NATO, und das heisst mit ihrer
Zustimmung, Kampfaufträge aus-
führen!
Es gibt aber auch grundsätzliche
Einwände gegen die NATO. Die
NATO ist der europäische Arm ei-
nes kaum verhüllten weltweiten
Imperialismus der USA, beschöni-
gend «Globalisierung» genannt.
Geografisch bedingt stimmen die
geopolitischen Interessen von Eu-
ropa und Nordamerika aber nicht
überein. Als die Sowjetunion und
mit ihr der Warschauerpakt  zerfiel,
hätte auch die NATO aufgelöst
werden müssen. Stattdessen wurde
sie aus einem Verteidigungsbünd-
nis in ein Angriffsbündnis umge-
wandelt.

Die Einflüsse des Territorial-
instinkts
Aber noch ein Weiteres ist zu
berücksichtigen. Die moderne Ver-
haltensforschung oder Ethologie
lehrt, dass Soldaten nur dann ihre
volle Kampfkraft entwickeln, wenn
sie an ihrer Heimatfront, in ihrem
Lebensraum und um diesen kämp-
fen. Es gibt genug Erfahrungen aus
der jüngeren und älteren Geschich-
te, die dies bestätigen. Hat man ver-
gessen, was mit dem holländischen
Bataillon in bosnischen Srebrenica
geschehen ist? Oder das Fiasko der
UNO-Intervention in Somalia?
Die Beispiele lassen sich beliebig
vermehren und finden sich zahl-
reich in meinem kürzlich veröffent-
lichten Buch «Biopolitik». Es ist zu
befürchten, dass solche «interna-
tionalen Kriseninterventionen» in
einem Katzenjammer enden wer-
den. Auch diejenige im Balkan ist
noch nicht ausgestanden.
Die Schweiz hat bisher unbewusst
diesem Tatbestand mit ihrer Neu-
tralitätspolitik und dadurch Rech-
nung getragen, dass sie ihre Infan-
terieverbände nach diesem Territo-
rialprinzip aufgebaut hatte. Die
Regimenter und Bataillone
stammten möglichst aus den glei-
chen oder benachbarten Kanto-
nen, die Divisionen aus bestimm-
ten Landesteilen. Dies alles wird
aufgelöst, nur weil auch in unserem
Lande – es gibt sie bei allen Völ-
kern! – einige Leute von einer
Rambo-Romantik in fernen Län-
dern träumen!

Es gibt nur ein Mittel, diese ganze
unheilvolle Entwicklung umzukeh-
ren: zwei Mal Nein am kommenden
10. Juni zu den Militärgesetz-
revisionen!

Jean-Jacques Hegg, a. Nationalrat
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Autonome Landesverteidigung ade?
Schicksalshafte Volksabstimmungen zur Revision des Militärgesetzes

Echte Hilfe durch den Nato-
Anschluss gefährdet
Die meisten Schweizerbürger wis-
sen noch nicht, dass die Schweiz an
dieser neuen aggressiven Gross-
machtspolitik beteiligt werden soll.
Die Schweiz würde für mindestens
eine Konfliktpartei zum Feind und
verlöre damit ihre Jahrhunderte
dauernde Fähigkeit für alle Ver-
feindeten, auf neutralem Boden,
echte Lösungen von Konflikten an
Runden Tischen zu erarbeiten. Wie
im Kosovo müsste das Rote Kreuz
in Zukunft nicht nur die deutschen,
englischen, französischen Delegier-
ten als Bürger der kriegsbeteiligten
Nationen abberufen, sondern auch
die Schweizer. Sie wären dann
ebenfalls potentielle Feinde. Als
Kriegspartei kann die Schweiz kei-
ne guten Dienste mehr geben. Es
gibt kein anderes Land in der Welt,
dem man überall so viel Vertrauen
entgegenbringen könnte wie der
Schweiz. Die UNO, die sich seit
dem Brahimi-Bericht vom Juni
letzten Jahres in Zukunft mit «ro-
busten Einsätzen» ebenfalls zur
Kriegspartei erklären will, wird so
immer weniger zu einer Friedens-
stifterin. In solch einer bedroh-
lichen Situation in der ganzen Welt
ist es um so nötiger, dass die
Schweiz wirklich neutral bleibt. Sie
wird damit zur Alternative zu der
weltweiten Kriegstreiberei auch
für andere friedliebende Völker.
Wer Krieg verhindern will, muss
am 10. Juni Nein sagen zur Einglie-
derung der Schweiz in die jetzige
kriegstreibende Nato.

Diethelm Raff, Zürich

Fortsetzung von Seite 2
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JSD    -Standpunkt

Computer und Schule
Die technologischen Entwicklun-
gen haben unsere Gesellschaft ins
Informations- und Kommunikati-
onszeitalter geführt. Im Gegensatz
zu den traditionellen Medien, wo
primär der Mensch die Informa-
tionsverarbeitung leistet, wird die-
se Aufgabe in der Informatik auch
von einer Maschine übernommen.
Die Bedeutung der technologi-
schen Verarbeitung von Informa-
tionen durch den Computer und
verwandte Mittel nimmt in der
Arbeitswelt, in der Familie und in
der Schule ständig zu.
Die Schülerinnen und Schüler sol-
len die Bedeutung von Informatio-
nen erfassen und dann eine sinn-
volle Auswahl treffen können. Die
schnelle Entwicklung in der Infor-
matik erfordert die Bereitschaft,
sich mit den Neuerungen und ihren
Auswirkungen auf den Alltag aus-
einanderzusetzen. Der Informa-
tikunterricht vermittelt den Schü-
lerinnen und Schülern einen Ein-
blick in die Bedeutung sowie in die
Möglichkeiten und Grenzen der
Informationstechnologien. Er gibt
ihnen Orientierungshilfen für ein
Leben, das in vielen Bereichen
durch den Einsatz von Informa-
tionstechniken geprägt ist. Im
Zentrum des Informatikunter-
richts stehen:
– eigene Erfahrungen mit Informa-

tikmitteln
– die Beschäftigung mit informa-

tionstechnischen Grundlagen
– die Auseinandersetzung mit der

Anwendung und den Auswirkun-
gen der Informatikmittel

Der Informatikunterricht geht von
einer exemplarischen Nutzung der
Informatikmittel aus.
So kann man unter dem Titel «Be-
deutung und Ausrichtung der In-
formatik» im Lehrplan für die
Volksschule des Kantons Bern von
1995 lesen. Dies tönt alles logisch
und sinnvoll. Doch die Praxis zeigt,
dass bei der Umsetzung im Unter-
richt verschiedenste Methoden an-
gewendet werden. Und hier drängt
sich bereits die erste Frage auf:Wie
sinn- und nutzvoll ist der Einsatz
der Computer an unseren Schulen?
Das ist primär einmal eine gute
Idee. Nimmt man dann diese Idee
und verändert sie willkürlich, dann
kann sie sehr schnell schlecht wer-
den. Man kann dies mit allem tun.
Es gibt da z.B. jene Ideen der Leh-
rer, wonach die Schulzimmer zu
Computerzimmern umgerüstet
werden und möglichst pro Schüler 
ein Gerät zur Verfügung steht.
Natürlich basiert dies alles darauf,
dass jene Lehrer schon sehr viel Af-
finität zu diesen neuzeitlichen
Geräten haben. So steht der Ver-
bindung Arbeit und Hobby nichts

mehr im Wege,was wiederum unter
dem Gesichtspunkt jener Lehrer
ihren Beruf viel attraktiver macht.
Wie bekommt man nun so viele
Computer? Das ist ja schlussend-
lich auch eine finanzielle Frage. Es
ist ganz einfach. Man sammelt alte
Geräte zusammen und steckt sie
wiederum willkürlich aneinander.
Beim einen Gerät funktioniert der
Monitor nicht mehr, beim anderen
die Tastatur. Ganz nach dem
Grundsatz: zwei Halbe geben auch
ein Ganzes. In eben diesem oben
zitierten Lehrplan steht ja auch,
dass der Einsatz des Computers als
Hilfsmittel oder als Lernhilfe auf
allen Schulstufen möglich ist, so-
fern die entsprechenden Geräte
zur Verfügung stehen. Also diese
Anforderung wäre erfüllt. Aber
eben nur halbwegs. Nun stellt sich
aber die zweite, meiner Meinung
nach, sehr wichtige Frage.Wie fühlt
sich dabei die einzelne Schülerin,
der einzelne Schüler? Will er diese
Daten überhaupt? Oder, empfin-
det er dies gar als Manipulation?
Man kann sich leicht vorstellen,
dass bei solchen Situationen sich
schnell falsche Umgangsformen
mit Computern verbreiten, und
sich der Lernende fehl am Platz
oder überfordert fühlt. Wenn
schon, müsste definitiv sicherge-
stellt werden, dass die Schüler
während des Unterrichts keine
Kriegsspiele oder ähnliches an-
wenden dürfen. Für den einen Teil
der Klasse ist es ja dann «nur» ein
Spiel, für die anderen hingegen
massiver Druck, bis hin zur Ableh-
nung der Schule. Dieses Vorgehen
spaltet die Schüler. Genau wie bei
uns Erwachsenen im «richtigen»
Leben. Gut gegen böse.
Auch hinter die sogenannt sinnvol-
le Anwendung setze ich ein Frage-
zeichen. Warum muss ein 3.-Kläss-
ler pro Tag eine gewisse Zeit am
Computer sitzen  und das 10-Fin-
ger-System perfekt beherrschen,
bevor er die Rechtschreibung ei-
mal grundlegend gelernt hat? Was
nützt es, wenn der Bub von neben-
an weiss, mit welchen Tasten er die
Computerschrift verändern kann?
Er, der sich vielleicht doch eher für
seine Tiere und die Natur interes-
siert. Ihm trägt diese Erkenntnis
überhaupt nichts zum weiteren
Überleben bei.
Auf der Suche nach gesetzlichen
Grundlagen, um dieser Situation
entgegen zu treten, blieb ich leider
erfolglos. Einzig aus dem Kanton
Wallis habe ich vom «Hören sagen»
mitbekommen, dass ein Gesetz in
Ausarbeitung ist. Demnach sollte
an jeder Schule pro 15 Schüler ein
Computer zur fakultativen Benüt-
zung bereit gestellt werden. Hinter

Die CD-Kritik

RAMMSTEIN sind zurück
Es ist soweit! Die perfekte Symbio-
se aus Industrial-Klängen und har-
tem Metal genannt RAMMSTEIN
hat ein neues Album auf den Markt
geworfen. Das Teil mit dem schlich-
ten Titel «Mutter» besticht durch
seine für RAMMSTEIN-Verhält-
nisse ungewöhnlich schleichend
sanfte Atmosphäre. Aber keine
Angst, liebe RAMMSTEIN-Hart-
würste: der rohe und klassisch bru-
tale Boden der sechs Berliner hat
auch durch den Einfluss eher har-
monischer Klänge keineswegs an
Aktualität verloren, im Gegenteil!
Ein weiteres Entwicklungsmerk-
mal sind der Gesang und die Texte
des Frontmanns Till Lindemann.
Konzentrierte sich der livetechni-
sche Pyromanenmeister auf den er-
sten beiden Scheiben noch vorwie-
gend auf die facettenreiche Ebene
der «Liebe», die er in allen nur

erdenklichen Formen besungen
hatte, so stellt man fest, dass die
Texte auf «Mutter» zwar immer
noch die typisch Lindemann’sche
Perversion beinhalten, jedoch weit
über das bisherige Niveau hinaus-
gehen.
Es ist klar, dass bisherige RAMM-
STEIN-Kontrahenten auch mit
dem dritten Silberling nichts anzu-
fangen wissen. Warum auch sollten
sich die teutonischen Industrie-
Metaller von ihrem äusserst erfolg-
reichen Konzept distanzieren, zu-
mal die vielen Legionen von Fans
ein weiteres Mal kräftig eines vor
den Latz geknallt erhalten und die
geballte Energie dieses Sechser-
packs geradezu am eigenen Leib
erfahren!?
Tipp: RAMMSTEIN live im Hallen-
stadion in Zürich am 24. Mai 2001.

Alexander Nyffenegger, Bern

Greencard und Wirtschafts-
spionage

In Deutschland erhalten höchst-
qualifizierte Fachspezialisten aus
dem Ausland eine Greencard. Da-
mit dürfen sie auserhalb des nor-
malen Ausländerkontingents im
Land arbeiten.Nun warnen Spezia-
listen: «Es ist darauf zu achten, dass
die Greencard nicht zum Einfalls-
tor für die Wirtschaftsspionage
werde.» Selber schuld, jahrelang
haben die Regierenden auch in der
Schweiz eine gute Ausbildung der

Einheimischen hintertrieben. Sie
haben mehr und mehr die Auslän-
der gegenüber den Einheimischen
bevorzugt.
Nun haben sie den Dreck: Wirt-
schaftsspionage – wie man hört im
grossen Stil. Die hätten besser die
Ausbildung für Einheimische ver-
bessert, dann wäre ihnen dies er-
spart geblieben!

JSD-Sektion Baselland

Braginsky
abgeschifft

Wir freuen uns! Der Geldhai
René Braginsky hat es – nach-
dem er schon die Basler Versi-
cherungen vergeblich überneh-
men wollte – auch nicht ge-
schafft, Sulzer zu kappen. Wir
wollen diesen Raubritter-Kapi-
talismus auf Kosten der Kleinen
nicht!

SD: Wir kämpfen
gegen die

Benachteiligung
der

Einheimischen
Bevölkerung

dieser Formulierung steckt sicher
auch der Gedanke des Projekts
«Schule ans Netz». Es hat zum Ziel,
Schüler mit dem Internet zu kon-
frontieren und sie den richtigen
Umgang lernen zu lassen. Voraus-
setzung dabei ist, dass eine Lehr-
person den Schüler betreut. Nur so
kann ein Schüler ein sicherer Inter-
net- resp. Computeranwender wer-
den. Ich habe nichts dagegen, wenn
Jugendliche sich mittels Computer
ohne Druck Wissen aneignen. Es
gibt ja da wirklich vielfältige Mög-

lichkeiten. Jedoch immer dem Al-
ter und dem vorhandenen Wissens-
stand angepasst. Sicher nie überdi-
mensional.
Aus diesem Grund erachte ich es
als wichtig, dass nun auch auf poli-
tischer Ebene Schritte eingeleitet
werden, die diesem Treiben nicht
nur gutgemeinte Ideen liefern, son-
dern konkrete Leitplanken. Na
dann, es gibt für uns noch zu tun!

Barbara Zbinden,
Aeschlen ob Gunten
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Am Samstag, 9. Juni 2001, Grossratssaal im Basler Rathaus
(Tramhaltestelle Marktplatz)

Programm:
10.00 Uhr Begrüssung durch Grossrat Markus Borner,

anschliessend Behandlung der statut. Geschäfte

12.15 Uhr Mittagessen auf dem Rhein, resp. dem Schiff.
Die Schiffahrt wird (mit Ausnahme der Verpflegung)
von der SD-Basel-Stadt offeriert!)

14.00 Uhr Fortsetzung der DV mit Referaten zu politischen
Themen. Es sprechen:
– Bernhard Hess, Nationalrat
– Rudolf Keller, Zentralpräsident

16.00 Uhr Schlusswort

Wir freuen uns, Sie als Delegierte/r oder als Gast in der Rheinstadt Basel und
insbesondere an der DV begrüssen zu dürfen.

SD-Basel-Stadt

PS: Benützer öffentlicher Verkehrsmittel fahren mit dem Tram (Nr. 1 oder 8)
vom Bahnhof SBB bis zum Marktplatz.Autofahrer parkieren ihren Wagen mit
Vorteil in der Auto-Abstellhalle des Kantonsspitals; hernach 5 Min. zu Fuss bis
zum Rathaus.

Willkommen an der
SD-Delegiertenversammlung in Basel!

Ein Bundesrat in Frauenfeld – eine Chance?
Schon im Gang des schönen Frau-
enfelder Rathauses wurde Bundes-
rat Schmid mit modernster Elek-
tronik, lies Digitalschrift, willkom-
men geheissen. Auf Hochglanzpa-
pier, in drei verschiedenen Heften
mit vielen Farbfotos und geschickt
ausgewählten Kombinationen wur-
den Argumente für die Armeevor-
lagen vom 10. Juni präsentiert. Da
stand ich nun, ich armer Tor, mit
billigem, gelbem Flugblättchen A5,
mit schwarzen Buchstaben und
selbst bezahlt. Tor deshalb, weil ich
als Steuerzahler ja auch die gross-
zügige Ja-Werbung des Herrn Bun-
desrates zu bezahlen habe. Wer ei-
nen Militäreinsatz beschliesst, der
muss die Strasse bis zu ihrem Ende
gehen. Er muss akzeptieren, dass er
Tote nach Hause bringen wird.
Und er sagt Ja zu jeder anfänglich
nicht erkennbaren Eskalation, die
aus der Beteiligung an diesem Kon-
flikt resultiert…» Das sagte
NATO-General Klaus Naumann
und er muss das wissen! Immerhin,
da stehen und ein gelbes Blättchen
verteilen, macht auch nicht jeder!
Schmid überraschte mit moderns-

ter Technik, projizierte farbig, com-
putergesteuert und wohl sortiert,
vorteilhafte Aussagen, anderes
blieb natürlich unerwähnt. Ein
ganzes Team musste daran monate-
lang gefeilt haben, denn auch bei
den Fragen wurde ab Computer
und von Geisterhand immer wie-
der Passendes projiziert. Profis
mussten hier am Werk gewesen
sein, und ich armer Tor darf auch
diese finanzieren. Ach wie über-
kam mich das Sinnieren; war Bun-
desrat Schmid nun Schauspieler,
Präsentator oder Mitbegründer
des Gezeigten? Immerhin, solange
war er ja noch gar nicht im Amte…
Wenn aber nicht er die Regie inne
hat – wer dann? Ist die Verwaltung
und sind deren Chefbeamte heute
die heimlichen, aber wahren
Drahtzieher im Bunde? Ist die ge-
wählte Exekutive am Ende nur
noch ein Aushängeschild, ein
Instrumentarium?
Trotzdem waren seine Argumente
schwach! Wir hätten keine
Übungsplätze mehr und müssten
darum ins Ausland und im Gegen-
recht fremde Armeen hier üben

lassen. So ein Unsinn, wenn wir
kämpfen müssen um unser Land,
kämpfen wir hier und nicht irgend-
wo. Es ist also notwendig, jeden
Winkel und jedes Plätzlein dieses
Landes zu kennen. Was wäre da
besser, als üben im eigenen Lande?
Darum müssten ja auch unsere
Waffen an unsere Verhältnisse an-
gepasst sein. Fremde Armeen hier
üben lassen ist ein Verbrechen –
Finanzen hin oder her, Herr Bun-
desrat! Wir wollen unabhängig und
neutral bleiben, wir wollen unsere
Miliz-Armee.

Auch Tiefflüge seien nicht mehr
möglich – wozu denn Tiefflüge über
Schweden und Tankfüllung in der
Luft? So ein Unsinn! Entweder ha-
ben wir die falschen Flugzeuge ge-
kauft oder Flugzeuge, die in die
NATO (UNO oder EU) gehören,
und unsere Politiker haben das
Volk einmal mehr aufs Kreuz ge-
legt. Wie haben wir Schweizer De-
mokraten doch immer vor noch
mehr Wachstum und Einwande-
rung gewarnt, und jetzt kommen
uns die Herrschaften so: Es habe zu

wenig freien Platz. Danke, liebe
Freunde, danke! Und nochmals,
unsere Armee soll unser Land, un-
ser Volk verteidigen! Soldaten,
Piloten und Offiziere müssen also
unser Terrain kennen wie die eige-
nen Hosentaschen; oder ist am
Ende der FA-18 das falsche Flug-
zeug für uns?

Geklagt hat der gute Bundesrat
Schmid auch über den Mangel an
Unteroffizieren und Offizieren; da
müsse die Revision vom 10. Juni
Abhilfe schaffen. Auslandaufent-
halte und Swisscoy-Einsätze ma-
chen offenbar unsere Armee at-
traktiver. Nicht gesagt hat Samuel
Schmid, ob mit oder ohne Solda-
tenpuff mit Minderjährigen wie
etwa in Jugoslawien.Wir Schweizer
Demokraten haben schon vor vie-
len Jahren Gefahren erkannt. Öff-
nung der Märkte, Fusionen und im-
mer mehr internationale Firmen
reduzieren die Möglichkeiten zum
Abverdienen; ja viele Arbeitgeber

Fortsetzung Seite 6
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Warum soll das Wort «Neger»
ein Schimpfwort sein?

Die Linke – von den Sozialisten,
die sich in der Schweiz verharmlo-
send «Sozialdemokraten» nennen,
über «normale» Kommunisten bis
zu den Marxisten – versucht immer
wieder, unsere demokratischen
Strukturen aufzuweichen. Das
grosse «I» in der Wortmitte (z.B.
ArbeiterInnen, SchülerInnen usw.)
ist heute leider schon in die Schul-
stuben und an die Hochschulen ge-
langt. Die deutsche Rechtschreibe-
reform gehört ebenfalls dazu; da-
mit soll die deutsche Sprache mul-
tikulturell konform werden, damit
auch die Leute aus den entferntes-
ten Ländern mit der deutschen
Sprache etwas weniger Mühe ha-
ben.
In das gleiche Kapitel gehört die –
leider sehr erfolgreiche – Behaup-
tung, das Wort «Neger» sei ein
Schimpfwort und müsse durch
Schwarze oder – noch besser –
«Afrikaner» ersetzt werden. Zum
letzteren: in Afrika gibt es sehr vie-
le Menschen, die keineswegs Neger
sind (Ägypter, die übrigen Nord-
afrikaner usw.); diese würden sich
«bedanken», wenn man ihnen sa-
gen würde, «Afrikaner» sei gleich-
bedeutend mit «Neger». Ebenso
möchte ich nicht in der Haut desje-
nigen stecken, der einem amerika-
nischen, brasilianischen, venezue-
lanischen usw. Neger sagen würde,
er sei eigentlich ein Afrikaner.
Nach derselben Logik müsste man
sämtliche Weisse weltweit «Eu-
ropäer» nennen, denn es gibt kei-
nen Weissen, der nicht ursprünglich
aus Europa stammt.

Nun aber zur Widerlegung der Be-
hauptung, das Wort «Neger» sei ein
Schimpfwort.
1. Das deutsche Wort Neger hat ab-
solut nichts mit dem amerikani-
schen Schimpfwort «Nigger» zu
tun. Vielmehr kommt es aus dem
spanischen «negro» bzw. dem latei-
nischen «niger» und bedeutet, auf
deutsch übersetzt, nichts anderes
als «schwarz». «Schwarzer» ist also
einfach das verdeutschte Wort für
Neger.
2. Nicht alle Neger sind schwarz; es
gibt dunklere und hellere, zum Teil
beinahe weisse Neger. Ich habe mir
sagen lassen, dass sehr viele hell-
häutige Neger auf ihre dunkleren
«Brüder» herabschauen; jeder et-
was hellere schaut auf die etwas
dunkleren herab. Sicher ist das
nicht bei allen Negern so, aber bei
sehr vielen.
3. Das Wort «schwarz» ist im Deut-
schen – und auch in den meisten
andern Sprachen – im allgemeinen
etwas Negatives. Hier einige Bei-
spiele: «Der schwarze Tod» wurde
im Mittelalter die Pest genannt;
«Der Schwarze» bedeutet Teufel;
«Schwarze Kunst» wurde früher
die gefürchtete Zauberei und
Hexenbeschwörung genannt;
«Schwarzer Freitag» ist der berüch-

tigte Börsencrash im Jahr 1929, der
eine weltweite riesige Wirtschafts-
krise ausgelöst hat; «Schwarzer
September» nennen die Palästi-
nenser den September 1970, als sie
mit brutaler Gewalt von ihren ara-
bischen «Brüdern» aus Jordanien
vertrieben worden sind.
4. Im Lexikon liest man unter
«Schwarze» neben den oben er-
wähnten Beispielen: «Eine heute
im allgemeinen übliche Bezeich-
nung für Menschen der negroiden
Rasse». Man merke: selbst um das
Wort «Schwarze» im Zusammen-
hang mit Negern erläutern, muss
man das Wort negroid, das ja von
Neger abstammt, verwenden.
5. In den Lexika liest man ebenfalls
von Negersprachen, Negerkultur,
Negermusik usw. Niemand denkt
hier daran von «Schwarzenspra-
chen», «Schwarzenkultur» oder
«Schwarzenmusik» zu sprechen.
6. Die schöne Negermusik «Negro
Spirituals», die ich persönlich sehr
gern höre, wurde von den Negern
selber so bezeichnet und heisst we-
der «Black Spirituals» noch denkt
kein normaler Mensch daran, die-
selbe entsprechend umzubenen-
nen.
7. In Afrika gibt es einen Staat Ni-
geria, einen Staat Niger und einen
Fluss Niger. Diese Wörter ähneln
dem amerikanischen Schimpfwort
«Nigger» viel mehr als das deut-
sche Wort Neger, und trotzdem
denkt kein Mensch in diesen Län-
dern daran, die Namen in «Black-
land», «Black River» oder wie auch
immer umzubenennen.

Also, lassen wir uns von den Lin-
ken nicht davon abhalten, weiter-
hin das korrekte Wort Neger zu
sagen, denn es ist absolut kein
Schimpfwort.
Ebenso absurd ist die Behauptung
der Linken, das Wort «Mohr» sei
ein Schimpfwort. Nach diesen Leu-
ten darf man nicht mehr Mohren-
kopf sagen. Genauso dürfte Schil-
lers Drama «Fiesko» nicht mehr
aufgeführt werden, denn dort
kommt der berühmte Satz vor:
«Der Mohr hat seine Schuldigkeit
getan, der Mohr kann gehen». Al-
lenfalls müsste ein Theater-Inten-
dant das Wort Mohr durch
«Schwarzer» ersetzen, um eine Kla-
ge wegen Rassismus zu vermeiden.

Und zum Schluss: wem ist nicht
schon aufgefallen, dass das beliebte
Kinderliedchen «Zehn kleine Ne-
gerlein» überall tunlichst vermie-
den wird. Bevor unser linken Mul-
ti-Kulti-Wischi-Waschis uns einzu-
reden versuchen, Neger sei ein
Schimpfwort, hat kein Mensch
auch nur im entferntesten beim
Singen dieses harmlosen Liedchens
an etwas Diskriminierendes oder
gar Rassistisches gedacht.

Dr. Dragan Najman,
SD-Grossrat, Baden

wollen nicht einmal während der
RS die Mitarbeiter behalten, damit
diese Lohnzahlungen eingespart
werden können. Die heutigen Rea-
litäten sind die Resultate der neun-
malklugen Regierungsparteien und
deren Nutzniesser. So viele Fragen
müssten da unserem Gaste noch
gestellt werden – Fragen von grös-
ster, staatspolitischer Tragweite!
Hervorragend war Bundesrat
Schmid im Herunterspielen der
wirklichen Sachfrage vom 10. Juni.
Er tat so, als ginge es bei der Be-
waffnung nur um eine Pistole oder
ein Gewehr für die Soldaten im
Ausland. Dass unser Land eigene
Transportflugzeuge kaufen will,
180 Schützen- und 120 Komandan-
ten-Panzer kauft, neben Transport-
helis und vielem mehr – natürlich
alles technisch, bedienungsmässig
und strategisch auf den NATO-
Standart getrimmt, war für ihn
nicht relevant! Auch die Umstel-
lung auf Armee-Sprache englisch
war für ihn logisch; dabei wäre
doch gerade unser Dialekt bei ei-
nem Abwehrkampf wie eine Ge-
heimsprache, die nur wenige An-
greifer verstehen können. Heute
sucht die Armee fieberhaft nach
Englisch-Lehrern.
Wollen wir Schweizer also zu Be-
fehlsempfängern, zu Teilhabern
korrupter EU-Kommandos wer-
den? Wollen wir die Unterstellung
bei der NATO oder UNO? So eine
Schande! Erinnert sei an die 41’000
Uranbomben mit 300 Tonnen
hochgiftigen Atom-Abfällen der
USA, die in Kuwait, Irak und Ex-
Jugoslawien entsorgt wurden.Auch
das AC-Labor Spiez des Bundes
hat alles heruntergespielt und so
getan, als handle es sich um harm-
lose Gewehr-Munition. Wollen wir
mit der UNO ins Feld ziehen, mit

Hunderten von Staaten, die alle
Konventionen unterzeichnet aber
bisher keinen einzigen Paragra-
phen eingehalten haben? Wollen
wir mit dem Sicherheitsrats-Mit-
glied China an den gleichen Tisch
sitzen und so tun, als gäbe es keine
Tibetflüchtlinge und keine Ver-
nichtung des tibetischen Volkes,
der tibetischen Kultur und Reli-
gion durch China? Weiss Herr
Bundesrat Schmid, was er uns da
zumutet?
Wenn es doch nur um ein paar Mil-
lionen geht, die eingespart werden
müssen, möchte ich vorschlagen,
das viele Geld anderswo einzuspa-
ren. Wozu Hunderte von Millionen
für Luchs-,Wolf- und Bärenprojek-
te und ganze Bundesämter mit
hochbezahlten Experten? Wozu
eine Ausstellung Expo 02, wo doch
das Volk noch nie so stark fru-
striert, deprimiert, ja resigniert war.
Und was halten Sie, Herr Bundes-
rat Schmid von weniger Aufwand
z.B. für Sie persönlich? Wenn Sie
nämlich näher am Volk politisie-
ren, brauchen Sie auch weniger
Bodyguard, weniger «Experten»,
weniger Zudiener und hochbezahl-
te Pressesprecher und Öffentlich-
keitsarbeiter.
Wie wäre es, wenn der Bundesrat
auf das Volk hören würde, um die
Vorstellungen des Volkes umzuset-
zen – als Diener dieses Landes?
Vielleicht mit dem Volk die Revi-
sion unserer Miliz-Armee an die
Hand nehmen? Auf das Volk
hören, anstatt dem Volk Maulkör-
be (Paragraph 261bis) und Denunzi-
antenräte zu verpassen. Nicht die
Vorstellungen der Politiker, einer
politisch-wirtschaftlichen Kaste
dürfen Richtschnur sein; genau das
aber ist heute leider der Fall. Die
Unstimmigkeiten zwischen Exeku-
tive und Volk lassen sich also kaum
mit einer zulässigen, kleinen Frage
an einen Bundesrat beseitigen!

Willy Schmidhauser,
Kantonalpräsident Thurgau,

Dettighofen

Ein Bundesrat in Frauenfeld
– eine Chance?
Fortsetzung von Seite 5

Golfkrieg: Krankheitsbilder beim
französischen Militär

Festgestellte Erkrankungen basierend auf Rentenanfragen

Neuropsychologische Probleme

Hörprobleme

Krebs

Traumatik

Andere
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Die Geschichte vom ehrsamen,
aber leider dummen Lehrer

1. Akt

Am Montag, 26. Februar 2001, also
knapp eine Woche vor den Gross-
ratswahlen im Kanton Aargau,
marschiert der Neuenhofer Real-
schullehrer Bruno Ehrsam mit sei-
ner kompletten 4. Realschulklasse
auf den Kantonspolizei-Posten von
Baden und erstattet Anzeige gegen
die Schweizer Demokraten wegen
Verstosses gegen das Anti-Rassis-
mus-Gesetz (ARG), das eigentlich
GFR heissen sollte (Gesetz zur
Förderung des Rassismus), denn
dieses Gesetz fördert mit seinen
verrückten Missbräuchen den Ras-
sismus mehr, als dass es ihn

bekämpft. Der ganze Kanton lacht
über dieses Vorgehen, ausser
natürlich die Aargauer Zeitung, die
mit einer Grossaufmachung in der
Ausgabe vom 27. Februar einmal
fast halbseitig auf der Titelseite,
einmal ganzseitig auf S. 3 «Thema»
(die nur für ganz spezielle Themen
reserviert ist) die Sache auf-
bauscht. Dass Lehrer Ehrsam und
die AZ damit genau das Gegenteil
dessen erreicht haben, was sie be-
absichtigten, ist ihnen wohl nicht
klar geworden. Denn eine bessere
Propaganda für die Schweizer De-
mokraten im Hinblick auf die
Grossratswahlen konnte es wohl
kaum geben. Mehrere Personen

aus anderen Parteien (u.a. Gross-
räte und Gemeindeammänner) ha-
ben uns spasseshalber in etwa ge-
sagt, wir sollten doch zugeben, dass
wir diesen exklusiven Werbegag
selber inszeniert hätten. Leider
kam diese unfreiwillige Propagan-
da etwas zu spät, auch für die Fas-
nachtszeitung und die Schnitzel-
bänke.

Die Dummheit des Lehrers

Lehrer Ehrsam (ehrsam ist bei ihm
wohl nur der Name) hat offenbar
nicht gemerkt, dass er mit seiner
Aktion beste Wahlpropaganda für
die SD gemacht hat. Am selbigen
Tag, dem 26. Februar, wurde die Sa-
che nämlich in allen grösseren Ra-
dio und Fernsehstationen der deut-
schen Schweiz gebracht: Radio Z,
Radio Argovia, d.h. zwei der gröss-
ten deutschschweizerischen Pri-
vatsender, Radio DRS,Tele 24,Tele
M 1, selbst TV DRS im DRS Ak-
tuell berichteten ausführlich dar-
über.
Wie dumm muss jemand sein, um
Lehrer werden zu können? Lehrer
Ehrsam verzapfte an allen Radio-
und Fernsehstationen über den an-
geblichen Satz im Wahlprospekt
der SD Aargau «Bessere Schulen
für Schweizer Kinder» und be-
merkte dazu mit scheinheiligem
Gesicht: Ja, da habe ich sofort ge-
dacht: Und ausländische Kinder,
sollen die schlechtere Schulen ha-
ben?».
Leider kann dieser Mann nicht ein-
mal lesen, denn im Wahlprospekt
hiess es deutlich «Gute Schulen für
Schweizer Kinder». Ausserdem
hätte er sich besser orientieren sol-
len. Denn die in der Wahlwerbung
erwähnte Initiative heisst richtig:
«Keine Benachteiligung von
deutschsprachigen Kindern in der
Schule». Sie verlangt lediglich, dass
fremdsprachige Kinder, die beim
Eintritt in eine Aargauer Schule
über keine oder ungenügende
Deutschkenntnisse verfügen, vor-
erst in Spezialklassen intensiv in
Deutsch und allenfalls anderen
Fächern, wo sie an der unteren
Leistungsgrenze liegen, individuell
unterrichtet werden sollen. Von
Diskriminierung von ausländi-
schen Kindern kann also nicht die
Rede sein, denn für ausländische
Kinder mit genügend Deutsch-
kenntnissen gilt die Initiative
selbstredend nicht, weder im Titel
noch im Text.

Zweite Dummheit von Lehrer
Ehrsam:Am Fernsehen erklärte er,
seine Klasse (übrigens von 12
Schülern sind 8 Ausländer, 2 Dop-
pelbürger, 2 Schweizer) sei von
selbst auf diesen Text gestossen.
Und im folgenden Satz wider-
sprach sich Ehrsam, indem er sagte,
beim genaueren Studium der ver-
schiedenen Wahlprospekte sei er
auf diesen Satz gestossen, und er
habe hierauf die Klasse darauf auf-
merksam gemacht. Unsere Kanto-
nalpräsidentin Lidwina Wieder-
kehr, Vizeammann von Rekingen,

sagte hierzu am Fernsehen tref-
fend: «Dieser Lehrer ist der beste
Beweis dafür, dass wir bessere
Schulen brauchen.»

2. Akt

Am 20. März melden die Medien,
unter anderem die Aargauer Zei-
tung, dass das Bezirksamt Baden
auf die Strafanzeige der Schulklas-
se überhaupt nicht eintreten wer-
de. Der Lehrer erklärt hierzu, dass
er nach der Strafanzeige von über-
all nur Positives gehört habe (dabei
hatte ihn sogar ein Berufskollege in
einem Leserbrief gerügt). Er werde
aber die Sache nicht weiterziehen;
für ihn sei der Fall erledigt (wes-
halb wohl, wo er doch angeblich
nur positive Reaktionen gehabt
hat).

3. Akt

So ganz erledigt ist die Sache für
Lehrer Ehrsam allerdings nicht. In
demselben Artikel der Aargauer
Zeitung steht geschrieben, dass ein
Neuenhofer Bürger eine Aufsichts-
beschwerde an die Aargauer Re-
gierung geschickt hat. In dieser ver-
langt er nicht mehr und nicht weni-
ger als «eine angemessene Diszipli-
narmassnahme, nämlich sogleich
ein Berufsverbot zu verhängen, da-
mit Lehrer Ehrsam an aargaui-
schen Schulen nicht mehr unter-
richten könne». In der Begründung
schreibt der Beschwerdeführer –
übrigens laut Zeitungsbericht ein
FDP-Mitglied (H) – unter ande-
rem: «Es scheint klar, dass Bruno
Ehrsam seine Tätigkeit als Magis-
ter auf Gröbste missbrauchte, um
seine persönlichen politischen In-
teressen durchzusetzen, gegen gut-
bürgerliche Parteien vorzugehen».
Man beachte: ein FDP-Mitglied be-
zeichnet die SD als «gutbürger-
lich», und die Aargauer Zeitung
bringt diesen Satz sogar. Übrigens:
im Gegensatz zu Lehrer Ehrsam
sagt der Beschwerdeführer: «Links
und rechts hörte ich, wie sich die
Leute (über die Strafanzeige des
Lehrers und seiner Klasse) ärger-
ten». Und er habe die Beschwerde
auch aus dem Grund eingereicht,
damit «die Sache nicht versandet».
Denn das Aargauer Erziehungsde-
partement hatte bereits vorher auf
jegliche Disziplinarmassnahmen
gegen Lehrer Ehrsam verzichtet.
Eingeweihte Kreise wundert das
nicht, denn die Spitze des Erzie-
hungsdepartements im Aargau ist
seit langem von Linken und selbst
Marxisten durchsetzt, um nicht zu
sagen «verseucht».

Dr. Dragan Najman, Grossrat,
Baden

Die Abdankung Europas –
eine Prophezeiung

1973 erschien Jean Raspails Werk
«Le Camp des Saints» (Das Heer-
lager der Heiligen). Die zur dama-
ligen Zeit phantastisch und uto-
pisch anmutende Geschichte han-
delt vom Aufbruch einer Million
ausgemergelter Inder der niedrigs-
ten Klasse, welche sich in Kalkutta
auf 100 verrostete, kaum mehr see-
tüchtige Dampfer einschifften,
nach einer mehrwöchigen Reise an
der Südküste Frankreichs lande-
ten, nach Norden vordrangen und
allmählich das Land und ganz
Westeuropa kolonisierten.
Raspail beschreibt auf anschauli-
che Art, wie Politiker und Medien,
als die Flotte der Elenden unter-
wegs und deren Ziel noch nicht be-
kannt war, die Sache zu verharmlo-
sen und die Öffentlichkeit zu beru-
higen suchten. Je mehr es aber zur
Gewissheit wurde, dass eine Inva-
sion unseres Kontinentes bevor-
stand, desto mehr wurde das Volk
einer wahren Gehirnwäsche unter-
zogen, sich ins Unvermeidliche zu
schicken und die hungrigen Asia-
ten wie Brüder zu empfangen, um
sie am europäischen Wohlstand
teilhaben zu lassen. Das humanitä-
re Karussell, angetrieben von
kirchlichen und wohltätigen Orga-
nisationen, begann sich in atembe-
raubendem Tempo zu drehen. Als
die Wracks die Strasse von Gibral-
tar passiert hatten, war Frankreichs
Schicksal besiegelt. Die verängstig-
te und demoralisierte lokale Bevöl-
kerung hatte sich nach Norden ab-
gesetzt und an ein Eingreifen der
Armee, deren Angehörige in Mas-
sen desertiert waren, war schon gar
nicht mehr zu denken. Die Regie-
rung passte sich durch Gesetzesän-
derungen der neuen Situation an
und setzte die Luftwaffe zur Aus-
merzung des Widerstandes gegen
die neue Ordnung ein.

Die letzte Seite des Romans ist der
Schweiz gewidmet. So beschloss
unsere Landesregierung die Mo-
bilmachung. Sie ernannte einen
General, liess die Grenzen schlies-
sen, wies indische Immigranten aus
oder liess sie zumindest überwa-
chen, was von gewissen Kreisen
sogleich als Ghettoisierung und Er-
richtung von Konzentrationslagern
gebrandmarkt wurde. Der Wider-
stand Helvetiens dauerte nicht lan-
ge, denn die Feinde hatten ganze
Wühlarbeit geleistet. Das Land
kam von aussen und innen unter
ständig grösseren Druck und wur-
de zu Verhandlungen gezwungen.
Schlussendlich kapitulierte die Re-
gierung und öffnete die Grenzen.
Raspails Werk erschien vor 28 Jah-
ren. Seither haben sich Dinge er-
eignet, welche die Geschichte eher
als erfüllte Prophezeiung statt als
reine Fiktion erscheinen lassen:
Fast täglich landen an der italieni-
schen und spanischen Küste Schif-
fe mit afro-asiatischen Flüchtlingen
oder solchen aus dem Balkan, und
am 17.Februar dieses Jahres lief die
in Kambodscha registierte schrott-
reife «East-Sea» mit über 900 ille-
galen kurdischen Einwanderern an
Bord bei St-Raphaël an der Côte
d’Azur auf Grund.
Obwohl viele der illegal nach Itali-
en geschleusten Immigranten in
Richtung Norden – also in oder
durch die Schweiz – weiterreisen,
werden unsere Landesgrenzen
nicht besser bewacht. Zur perso-
nellen Aufstockung des Grenz-
wachtkorps fehlt angeblich das
Geld, und für einen Armeeeinsatz
an der Grenze sieht der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf. Hat un-
sere Regierung unter dem Druck
anonymer Mächte etwa bereits
kapituliert?

Max-P. Morf, Genf

SD
Schweizer Demokraten



erleben dürfen! Bei Brüchen jeder
Art erbeutete Güter sind bis heute
nicht aufgespürt worden. Mehr
noch, die Polizei weiss nicht einmal,
wer die Täter waren, und es macht
ganz den Anschein, als ob Herr
Graf andere Prioritäten gesetzt
habe. Er will die innere Sicherheit
(Usis) mit dem Projekt «Polizei
XXI» erhöhen. Wir fragen: Wie
wäre es mit einem Antrag auf etwas
mehr Personal bei der Polizei, und
wie steht es bei unserem Regie-
rungsrat mit den wirklichen Fak-
ten? Könnte vielleicht der Prozent-
satz der gelösten Fälle etwas ange-
hoben werden, um so die Attrak-
tivität für Verbrecher jeder Art zu
reduzieren? Nach amtlichen Anga-
ben beträgt der Ausländeranteil in
unserem Kanton 20% (?); warum
fragt Herr Regierungsrat Graf nie
nach den Ursachen, wonach über
50% der Kriminellen und Verbre-
cher Ausländer sind? Dabei plä-
dieren er und seine Partei – vereint
mit dem ganzen Regierungsrat des
Kantons Thurgau – für noch weni-
ger Grenzkontrollen.Wahrlich eine
seltsame Entwicklung!

Schweizer Demokraten,
SD Thurgau, Willy Schmidhauser,

Kantonalpräsident

Seite 8 Schweizer Demokrat Nr. 5  Mai 2001

SD
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Schweizer

Kanton Sektion Veranstaltung

Aargau Bezirk Aarau Stammtisch jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr
im Restaurant Dietiker in Suhr

Bezirke Baden / Brugg / Stammtisch jeden 1. Dienstag im Monat ab 20.00 Uhr
Zurzach im Restaurant Winkelried, Wettingen
Sektion Kulm Stammtisch jeden 1. Freitag im Monat ab 20.00 Uhr

im Restaurant Central, Reinach
Bezirkspartei Lenzburg Stammtisch jeden 1. Freitag im Monat ab 20.00 Uhr im 

Restaurant Lindenhof in Schafisheim

Baselland Sektion Jeden ersten Montag im Monat um 19.30 Uhr Stamm
Reinach und Umgebung im «Reinacherhof»

Bern Stadt Bern Sommerpause
Sektion Berner Oberland-Ost Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr im Hotel
und Berner Oberland-West Milan in Ringgenberg
Sektion Oberaargau/ Mittelland/ Stammtisch jeden dritten Montag im Monat ab 20.00 Uhr 
Emmental im Restaurant Fankhauser in Langenthal
Sektion Schwarzenburg/Seftigen/ SD-Stamm immer am letzten Montag im Monat ab 20.00 Uhr
Laupen im Tea-Room Vreneli, Guggisberg
Sektion Thun/Konolfingen Stamm jeden letzten Freitag im Monat ab 20.00 Uhr im

Restaurant Romantic, Pestalozzistr. 95, Thun

Luzern Innerschweiz Höck jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im Hotel
Spatz, Obergrundstrasse 103, Luzern

St. Gallen Sektion St. Gallen Stammtisch jeden letzten Mittwoch im Monat in einem Saal
und Umgebung im Restaurant Dufour, St. Gallen
Sektion Wil und Umgebung Info-Abend am 14. Mai 2001, 20.00 Uhr im Restaurant Fass,

Hubstrasse in Wil.
Ausflug ins Zürcher Oberland am Sonntag, 20. Mai.
Besammlung beim Restaurant Fass in Wil um 9.25 Uhr

Zürich Sektion Bülach Stammtisch jeden letzten Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr
im Restaurant Sternen, Kirchgasse 36, Kloten

Sektion Dielsdorf Stammtisch jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr im 
Restaurant Hardegg (beim Bahnhof), Regensdorf

Sektion Hinwil Monatsstamm jeden 1. Donnerstag im Monat ab 20.00 Uhr
im Restaurant Metzg, Walderstr. 19, Hinwil

Sektion Limmattal Stammtisch am ersten Dienstag des Monats, ab 19.30 Uhr,
Restaurant Nassacker in Schlieren

Sektion Uster Stammtisch jeden zweiten Donnerstag im Monat ab 20.00
Uhr im Restaurant Hecht in Dübendorf

Sektion Winterthur Monatsstamm jeden 1. Donnerstag im Monat ab 20.00 Uhr im
Restaurant Hörnli, Winterthur-Töss

Stadt Zürich Höck am 1. Donnerstag im Monat im Rest. Krone,
Schaffhauserstr. 1, Zürich-Unterstrass

Veranstaltungskalender

Flink bei Parkbussen…
Wer hat sie nicht zur Kenntnis ge-
nommen, die grossen Schlagzeilen:
«Im Jahre 2000 sank die Zahl der
kriminellen Delikte erneut.» Welch
grosse Freude für SP-Regierungs-
rat Claudius Graf. Doch die Frage
muss erlaubt sein, welcher Schwei-
zer konnte sich je erlauben, z.B. die
Busse für ein Park-Vergehen fünf
Jahre lang nicht zu bezahlen? Nie-
mand könnte darauf hoffen und
schon gar nicht, dass etwa ein der-
artiges Vergehen sogar «vergessen»
würde! Genau das aber haben
Hunderte von Einbrechern und
Kriminellen in den letzten Jahren

Voranzeige

40 Jahre Schweizer
Demokraten
Die diesjährige 1.-August-Feier
unserer Partei findet in der Ost-
schweiz auf dem Aussichtsberg
Nollen statt. Wir wollen eine et-
was grössere Feier veranstalten
und gleichzeitig unser 40-jähriges
Bestehen als Partei feiern.
Reservieren Sie sich das Datum
für diesen von der SD-Sektion Wil
organisierten Anlass schon heute.
Detailinformationen folgen in ei-
ner nächsten SD-Zeitung.

Mit neuen Logos unsere
Kultur schänden
Nachdem die Berner Behörden
das Berner Wappen abändern
wollen, ist nun der Kanton Grau-
bünden dran. Bisher hat man un-
ter dem bewährten und bekannten
Markenzeichen «Graubünden»
geworben. Findige Werber sind
nun auf die Idee gekommen, ein
neues Logo zu kreieren, ein gross
geschriebenes kleines «b» mit zwei
grossen Punkten und klein darun-
ter gesetzt «Bündnerland». Wi in
der Stadt Bern läuft auch die
Bündner Bevölkerung dagegen
Sturm. Wir fragen uns: Hat das
nicht System? Sind hier nicht wie-
der die Multi-Kulti-Kräfte am
Werk, die unsere Kultur und Tra-
dition bewusst zerstören wollen?

Kanton Thurgau



Nr. 5  Mai 2001 Schweizer Demokrat Seite 9

nicht. Typisch ist auch, dass dieser
Entscheid von der Staatsanwältin
Frau B. Peterhans gefällt worden
ist, die schon während ihrer Tätig-
keit als Gerichtspräsidentin in Ba-
den durch sonderbare «Urteile» un-
angenehm aufgefallen war. Frau
Peterhans und der schweizerischen
Gerichtsbarkeit möchte ich aber
dennoch für dieses Nichteintreten
auf meine Klage herzlich danken.
Jetzt weiss auch der letzte gutgläu-
bige Schweizer, dass das ARG kein
Gesetz gegen Rassismus ist, son-
dern eines gegen die Schweizerin-
nen und Schweizer. Schweizer dür-
fen offenbar im eigenen Land ver-
unglimpft werden, ohne dass die
Täter dafür belangt werden kön-
nen. Es wäre interessant, ein ähn-
lich gestaltetes Inserat, wo Auslän-
der in gleicher Weise angegriffen
würden, zu publizieren. Ich bin si-
cher, der Auftraggeber müsste im
Rahmen des ARG mit einer harten
Bestrafung rechnen.

Dr. D. Najman, Grossrat, Baden

Fortsetzung Seite 11

Was zu erwarten war!
Im Herbst 2000 – im Vorfeld zur
18%-Initiative – hatte der Schwei-
zerische Gewerkschaftsbund
(SGB) eine Inseratenkampagne ge-
startet mit dem Haupttitel «Frem-
denhass ist unschweizerisch»,wobei
das Inserat so gestaltet war, dass die
drei Worte «Hass ist schweizerisch»
ganz deutlich in Grossbuchstaben
und schwarz auf weiss hervor sta-
chen. Ich hatte damals eine Klage
gegen den SGB wegen Rassismus
im Sinne des sogenannten «Anti-
Rassismus-Gesetzes» (ARG) ein-
gereicht. Was ich schon in meiner
Klageschrift vermutet hatte, ist nun
eingetroffen: Die Staatsanwalt-
schaft des Kantons Aargau ist auf
meine Klage nicht einmal eingetre-
ten (!), weil «das Inserat als Ganzes
gesehen werden müsse und es sich
hier auch nicht um eine Verletzung
des Anti-Rassismus-Gesetzes ARG
handle». Dieses «Urteil» bezie-
hungsweise, dass auf meine Klage
nicht einmal eingetreten worden ist,
verwundert die Kenner des ARG

SD-Politiker fordert:

Offenlegung von Staatszugehörigkeiten
in polizeilichen Presseberichten und in den Medien

Kanton Aargau Kanton Thurgau

Heuchlerische
Schwerverkehrs-Experten!

Die bilateralen Verträge sind von
vielen EU-Staaten bis heute noch
nicht ratifiziert, obwohl sie per
1.1.2001 mit der Schweiz abge-
schlossen wurden. Das hindert aber
unseren Bundesrat und eine EU-
geile Verwaltung überhaupt nicht,
bereits EU-40-Tönner in grosser
Zahl passieren zu lassen. Obwohl
noch lange nicht alle Kontingente
verteilt sind, haben wir bereits ei-
nen alptraumhaften Schwerver-
kehr.Auch im Thurgau soll nun der
Oberthurgau mittels T-13 «besser
erschlossen» werden.
Wir aber fragen den Regierungsrat,
warum denn die Bahnverbindun-
gen Richtung Romanshorn tenden-
ziell abgebaut werden, um umso
enthusiastischer die Verbindung
nach Konstanz-Singen und die Ka-
tamarane nach Lindau zu fördern?
Wie kommt es, dass Grüne für offe-
ne Grenzen, EU-Anschluss und bi-
laterale Verträge mit verkehrstech-
nischen Folgen (Staus) agieren, um

jetzt gegen Entlastungs- und Um-
fahrungsstrassen Stunk zu ma-
chen? Alle aber wollen wir Schwei-
zer Demokraten warnen, am Sonn-
tags- und Nachtfahrverbot wird
nicht gerüttelt – auch im Thurgau
nicht! Und dies zur gefälligen Erin-
nerung: Alle Regierungsparteien,
dazu Grüne und EVP, waren für die
bilateralen Verträge. SP-Bundesrat
Leuenberger hat sie mit der EU
ausgehandelt. §1: «Die freie Wahl
des Transportmittels ist garan-
tiert»! §2: «Es gibt keine Diskrimi-
nierung»
Das ist die Tragödie! Wir sind ver-
loren, niemand kann die Laster auf
die Schiene zwingen oder locken.
Vor der Abstimmung haben wir
Schweizer Demokraten massiv ge-
warnt und wurden durch Regieren-
de und Medien fertig gemacht!
Nun haben wir die Bescherung.

Schweizer Demokraten,
SD Thurgau, Geschäftsleitung

Kanton Basel-Land

Der Baselbieter Landrat Heinz
Mattmüller hat es als erster gewagt,
das heisse Eisen anzupacken. In ei-

ner landrätlichen Interpellation
stellt er folgendes fest:
«Bei der Berichterstattung über
Straftaten in den Medien fällt auf,
dass die Staatszugehörigkeit aus-
ländischer Delinquenten oftmals
verheimlicht wird. Erscheint der
beschriebene Straftäter z.B. als ein
27-jähriger «Mann», kann mit an
Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit angenommen werden, dass
es sich dabei um einen Ausländer
handelt. Ist die straffällige Person
jedoch tatsächlich ein Schweizer
oder eine Schweizerin, dann pflegt
vor allem der linkslastige und das
eigene Nest beschmutzende Boule-
vardjournalismus diese Tatsache
genüsslich auszuschlachten. In letz-
ter Zeit häufen sich allerdings jene
Fälle, in denen von «Schweizern»
die Rede ist, obwohl es sich genau
genommen um (leichtfertig) einge-
bürgerte Ausländer mit doppelter
Staatsbürgerschaft handelt. Eine
solchermassen undifferenzierte
Deklaration der Staatszugehörig-
keit einer straffälligen Person ist ei-
ner schamlosen Diffamierung und
Beleidigung der einheimischen Be-
völkerung gleichzusetzen und kann
so nicht hingenommen werden.

Prof. Dr. Dr. h.c. Ernst F. Lüscher

ADIEU SCHWEIZ

Dank Bundesrat und Dekadenz

In dieser satirischen Streitschrift
spricht Prof. Ernst Lüscher das aus,
was aufrechte Schweizer schon
lange denken.
Er befürchtet, dass wir der Schweiz,
die wir lieb haben, dank einem
verantwortungslosen und unfähigen
Bundesrat und  wachsender
pol i t ischer ,  ku l ture l ler  und
gesellschaftlicher Dekadenz bald
ADIEU sagen müssen. Er nennt die
Akteure in der Schweiz und in den
USA beim Namen. Ein Buch, das
erschüttert.
49 Seiten                  Preis: Fr. 20.–

Rothenhäusler Verlag Stäfa
Neue Püntacherstrasse 8
8712 Stäfa
Telefon: 01 926 38 61
Fax: 01 926 29 56

Kolumne

Also doch
Banditen…

BLICK’s Einsicht kommt Jahre zu
spät. Ich bin ein sehr guter Bürger,
weil ich (vergeblich) versuchte, die
Schweiz vor Milliardenschäden zu
bewahren, aber wir gelten ja in
Bern als Vollidioten. So habe ich
mein lächerliches Ruhegehalt (im
Gegensatz zu anderen Pensio-
nären) redlich verdient.
Seit Jahren weise ich Medien und
Behörden vergeblich auf die Tatsa-
che hin, dass die albanischen Terro-
risten die Unruhen in Serbien
schon seit Jahrzehnten mit Drogen-
und anderen Beutegeldern aus
ganz Europa finanzieren. (Ich erin-
nere mich an die Sechzigerjahre,
wo Albaner sich im Schweizer
Schwarzmarkt bereits mit Waffen
eindeckten, um sich beim serbi-
schen Gastgeber im Kosovo zu «be-
danken»). Inzwischen fliessen täg-
lich mehrere Millionen dieser Gel-
der in den Balkan.
Statt dass die Medien die Öffent-
lichkeit korrekt informierten und
die Behörde die Albaner abwies,
rollte der Bundesrat dem Drogen-
händler und Terroristenchef Has-
him Thaqi den roten Teppich aus,
packte den Albanern – statt Verhü-
tungsmittel – 1000 Milchkühe
obendrauf und schickte Schweizer
nach Serbien, um ihnen Eigen-

Darum frage ich die Regierung an:

1. Erfolgt die immer wieder vorge-
nommene Unterschlagung der
tatsächlichen Staatsangehörig-
keit straffälliger Ausländer schon
bei der Abfassung des Polizeibe-
richtes oder handelt es sich dabei
um eine Manipulation von Seiten
der Medien?

2. Ist die Regierung auch der Mei-
nung, dass Doppelbürger auslän-
discher Herkunft im Zusammen-
hang mit der Berichterstattung
über die Begehung von Strafta-
ten unter Berücksichtigung der
Würde der einheimischen Bevöl-
kerung nicht einfach als «Schwei-
zer» bezeichnet werden sollten?

3. Ist die Regierung dazu bereit, auf
eine sachliche Berichterstattung
über die tatsächliche Staatsan-
gehörigkeit straffälliger Perso-
nen in den Medien Einfluss zu
nehmen?

Wir sind nun gespannt auf die Be-
antwortung dieser Fragen durch
die Baselbieter Regierung. Heinz
Mattmüller gratulieren wir zu sei-
nem Mut, den er mit diesem Vor-
stoss bewiesen hat!

SD Baselland



Seite 10 Schweizer Demokrat Nr. 5  Mai 2001

rung des Steuerfusses um bis zu
20%.
Wer würde bei einer derart massi-
ven Steuerreduktion (die kaum
realistisch ist, sondern vielmehr der
Parteipositionierung dient!) profi-
tieren – mittlere und/oder hohe
Einkommensbezüger? Die Dienst-
leistungen des Staates müssten in
der Folge konsequenterweise stark
abgebaut werden. Negativ betrof-
fen würden jene, die sich eine Pri-
vatschule für ihre Kinder (mit oder
ohne Bildungsgutschein!) – oder
die Privat-Versicherung für die me-
dizinische Versorgung nicht leisten
können! Dass der Zürcher SVP-
Regierungsrat Christian Huber,
seines Zeichens kantonaler Finanz-
direktor, dieser Art des Politisie-
rens ablehnend gegenüber steht,
erstaunt nun auch nicht mehr.
Der Finanzjongleur und Zürcher
Steuerflüchtling Martin Ebner
würde bestimmt steuermässig
(noch mehr) zu den Glücklichen
zählen. Was bringt jedoch dieser
Neoliberalismus dem Normalver-
diener mit Familie und Mietwoh-
nung?

Versprechen einhalten oder…

Die Basler SVP stellte sich nicht
nur bei den letzten kantonalen Er-
neuerungswahlen hinter die Paro-
le: «Damit wir Schweizer auch
noch etwas zu sagen haben!». Lo-
benswert und in unserem Sinne
wäre diese Aussage, wenn sich doch
nur alle neugewählten SVP-Gros-
sräte in Basel an dieses Verspre-
chen halten würden. Doch die gros-
se Mehrheit der SVP-Grossrats-
mitglieder unterzeichnete kürzlich

im Kantonsparlament eine eigene
Motion… mit dem Ziel einer Pri-
vatisierung der Basler Kantonal-
bank (BKB). Seit vielen Jahrzehn-
ten werden die Entscheide der
BKB-Geschäftsleitung von einem
(durch den Grossen Rat gewähl-
ten) 13 Personen zählenden Bank-
rat weit mehr als nur «begleitet».
Darüber hinaus drängte die SVP
bei den im Februar im Grossen Rat
durchge-führten Kommissions-
wahlen ebenfalls in dieses Gremi-
um und dank bürgerlicher Unter-
stützung, darf sich nun ein SVP-
Grossrat auch noch «Bankrat»
nennen – dies bloss als Klammer-
bemerkung. Das Volk hat also indi-
rekt ein Mitspracherecht bezüglich
der Geschäftspolitik der BKB.
Laut SVP-Manier sollen nun künf-
tig nur noch Aktionäre, resp. inter-
nationale anonyme «Finanzkon-
glomerate», hinsichtlich der Spar-
guthaben der Basler das Sagen ha-
ben. Wie lautete denn gleich die
«Parole» der Basler SVP? 
Gegenüber einer solchen, vielmals
fragwürdigen Politik, bieten die
Schweizer Demokraten eine Alter-
native, wohlweislich mit viel weni-
ger finanziellen Möglichkeiten und
medienträchtigen Auftritten, hie-
für aber mit Gradlinigkeit und Ehr-
lichkeit! 

Markus Borner, SD-Grossrat 

PS: In der Grossratssitzung vom 25.
April schickte der Rat die SVP-
Motion für die Privatisierung der
Basler Kantonalbank mit 70 gegen
22 Stimmen (von SVP und einigen
Freisinnigen und Liberalen) bach
ab.

Polit-Splitter

Kommt nach dem Steigflug der freie Fall?
Die SVP zieht zur Zeit (beinahe) alle und alles in ihren Bann, seien dies nun deren Anhänger, Mitläufer, politische Gegner, ja selbst die Medien. Die
SVP versteht es glänzend, die von ihr gewählten Themen zum Politikum zu machen. Selbstverständlich hat die SVP auch keine Mühe damit, wähler-
trächtige Polit-Bereiche anderer Parteien zu «besetzen».

Nicht erst seit einigen Wochen
gehört die Schweizerische Volks-
partei (SVP), vorab bei Wahlen
und etwas weniger bei Abstimmun-
gen, zu den Gewinnern. Fast könn-
te man glauben, dass es sich hier
um eine Partei handelt, die gleich
auf mehreren Hochzeiten tanzen
kann.
Einen Höhepunkt dieser Erfolgs-
strategie bildeten bis heute die
Aargauer Grossratswahlen von an-
fangs März, in welchen die SVP
ihre Mandatszahl von 47 auf 72
erhöhen – und in den kommenden
vier Jahren numehr weit mehr als
einen Drittel aller Grossratssitze
besetzen kann. Ist dieser Erfolg auf
die «gute» Arbeit der SVP im
Kanton Aargau zurückzuführen?
Wer’s glaubt, wird selig! 

SVP als Stimme des Volkes?

Die Themen des Abstimmungwo-
chenendes vom 4. März motivier-
ten insbesondere die EU-kriti-
schen und «Auto-freundlichen»
(die meisten zählen sich hierzu!)
Wähler, an den eidgenössischen
Abstimmungen und somit auch
kantonalen Wahlen im Aargau,
teilzunehmen. Bekanntlich erzielte
vor einigen Jahren auch die Frei-
heitspartei/Autopartei in diesem
Kanton einen phänomenalen Auf-
stieg und schon wenige Jahre später
war alles wieder vorbei!
Die permanente Medienpräsenz,
insbesondere der «Zürcher» SVP-
Prominenz, bildet unzweifelhaft ei-
nen Teil des Erfolgsrezeptes der
zur Volkpartei mutierten früheren
BGB (Bürger-, Gewerbe- und Bau-
ernpartei). An die letztgenannte

Landwirte-Klientèle erinnern in-
besondere in der Stadt Zürich (in
der die Zahl der Bauern vermutlich
an den Fingern einer einzigen
Hand abzuzählen ist!), bloss noch
die den «Zusammenhalt» fördern-
den SVP-Veranstaltungen namens
«Puure Zmorge»! 

Mit den Stimmen der kleinen
Leute ganz gross geworden
Gewiss, die SVP muss heute als po-
litisches Schwergewicht bezeichnet
werden, die vermutlich bei näch-
ster Gelegenheit der in Flügel-
kämpfe verstrickten und serbeln-
den CVP den zweiten Bundesrats-
sitz (mit Erfolg?) streitig machen
wird. Und hier stellt sich nun eine
zentrale politische Frage: Betreibt
die SVP eine regierungs-(treue)
oder Oppositions-Politik? Natio-
nalrat Christoph Blocher und
(s)ein grösserer Teil der SVP
bekämpfen mit guten Gründen
und Vehemenz die Revision der
beiden Militärgesetzvorlagen vom
10. Juni.
Demgegenüber steigt aber der
SVP-Bundesrat Samuel Schmid
mit seiner Entourage zugunsten
dieser Vorlagen in den Ring! Wo
steht denn eigentlich die ansonsten
«klar» politisierende SVP hier
wirklich?
Christoph Blocher präsidiert seit
über einem Jahrzehnt die kantonal-
zürcherische SVP und beeinflusst
massgeblich deren politisches Han-
deln. Schon 1999 verlangte die Zür-
cher SVP im Kantonsrat eine Re-
duktion der Staatsausgaben um
20%. Zudem fordert die SVP des
Dr. Ch. Blocher eine Verminde-

Aus dem Basler Grossen Rat

Ein Schlagabtausch folgte dem andern…
Das Wichtigste von der Sitzung
vom 25. April 2001 kurz zusam-
mengefasst:
– Vom Wirtschaftsbericht der Re-
gierung nahmen die Fraktionen
ohne Abstimmung und meistens
voll des Lobes Kenntnis. Margrit
Buser (SD) geisselte in ihrem Vo-
tum u.a. die Folgen der Überfrem-
dung in den Basler Schulen und die
damit verbundene Niveauabsen-
kung (für alle!) in den Ausbildung-
stätten. Während Jahrzehnten wur-
den vorab ungelernte ausländische
Arbeitskräfte ins Land geholt.
Heutzutage ist die schweizer Wirt-
schaft nun daran, sogenannt hoch-

qualifizierte Berufspezialisten im
Ausland zu rekrutieren, als ob wir
keine eigenen ausbilden könnten!
Eines ist hierbei gewiss: Die Ein-
wanderungsspirale dreht und dreht
sich! Der Wirtschaftsprofessor To-
bias Studer (DSP) meinte gar, dass
der Bericht aufgrund seines Inhalts
gleich in den Papierkorb gehöre…

– Mit zwei Anzügen (Postulaten)
forderten schon vor schon Jahren
(und inzwischen dem Rat nicht
mehr angehörenden Mitglieder)
Kurt Freiermuth (DSP) und Marcel
Hess (LDP) eine genügende An-
zahl von Strafvollzugs-Plätzen für

gefährliche, psychisch gestörte
Straffällige. Justiz-Direktor H.M.
Tschudi (DSP) meinte, dass die Re-
gierung die Angelegenheit im Griff
hätte und beantragte, beide Vor-
stösse abzuschreiben (als erledigt
zu erklären). Einzig Markus Bor-
ner (SD) opponierte, da es immer
noch zu wenig entsprechende Plät-
ze geben würde. Er wies auch auf
die vor einem Jahr eingereichte
Volksintiative «Lebenslange Ver-
wahrung für nicht therapierbare,
extrem gefährliche Sexual- und
Gewaltstraftäter» hin und stellte
Gegenantrag – die Anzüge stehen
zu lassen, um so auf die Regierung

Druck auszuüben. Gegen 4 ! Stim-
men aus der SD-Fraktion sprach
der Rat der Regierung das Vertrau-
en aus und beerdigte (auch mit Hil-
fe der SVP-Fraktion!) diese Vor-
stösse definitiv.

– Namens der SP-Fraktion forderte
Jan Goepfert mit einer Motion von
der Regierung die Ausarbeitung ei-
nes Integrationsgesetzes. Die Bas-
ler Regierung rühmt sich perma-
nent ihres Integrationsleitbildes
und ihrer Integrationsmassnah-
men. Ein entsprechendes Gesetz
will sie aber nicht vorlegen, denn
hierfür sei es «noch zu früh» und



Der Bundesrat, Medien und neuer-
dings auch ein überparteiliches Ko-
mitee versuchen mit Beschönigun-
gen, mit Beschwichtigungen und
mit viel Gerede von humanitären,
friedenserhaltenden Missionen
dem Schweizer Volk ein Ja zu den
beiden zur Abstimmung gelangen-
den Militärvorlagen zu entlocken.
Den Gegnern aber werfen sie zyni-
sche Lügen- und Friedhofpropa-
ganda, Angstmacherei, unehrliche
und primitive Stimmungsmache
vor.
Gleiches geschah doch seinerzeit
auch bei unseren Nachbarn in
Deutschland. Als die dortige Be-
völkerung gegen die Entsendung
von bewaffneten Soldaten zu soge-
nannten «friedenserhaltenden»
Missionen in den Balkan mit mas-
siver Kritik opponierte, startete die
Regierung mittels manipulierten
Medienberichten eine wahre
Desinformations-Kampagne. Da-
mit gelang es dann leider, den Wi-
derstand im Volk zu brechen. Am
Abend des 8. Februar dieses Jahres
nun strahlte die ARD eine ein-
drückliche Dokumentation unter
dem Titel «Es begann mit einer
Lüge» aus. Bestens recherchiert
zeigte der Beitrag, wie die deutsche
Regierung zusammen mit der Nato
und anderen Verbündeten Berich-
te über den Kosovo-Krieg manipu-
lierte und wie das deutsche Trio

Schröder, Scharping und Fischer
mittels gefälschten Fernsehberich-
ten und frei erfundenen Greuelge-
schichten das deutsche Volk hin
ters Licht führte und über den
Tisch zog. Der seinerzeit längere
Zeit vor Ort gewesene General
a.D. Heinz Loquai sagte dazu in ei-
nem Statement, es sei ständig gelo-
gen und vom ersten Tag an die
deutsche Bevölkerung systema-
tisch getäuscht worden. Der Bei-
trag endete denn auch mit der
Schlussbemerkung, der Kosovo-
Krieg habe ein eigentliches Lehr-
stück westlicher Kriegspropaganda
ans Licht gebracht.
Wohl nur wenige in unserem Land
haben diesen haarsträubenden Tat-
sachenbericht gesehen. Schade! All
diejenigen, die heute die Absicht
haben, am 10. Juni zwei Ja in die
Urne zu legen, würden sich dies
sonst wohl noch einmal gründlich
überlegen.

Heini Weber, Zürich
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heime zu bauen (was die Albaner
eigentlich leicht hätten aus ihrer
Portokasse finanzieren können).
Natürlich hatten die Gangster ihre
amerikanische Seelenverwand-
schaft im Rücken und konnten da-
durch die Meinungsmaschine und
die NATO zu ihren Gunsten miss-
brauchen. Die 200’000-köpfig Al-
banerkolonie werden wir nie mehr
los. Sie wird rasant wachsen, denn:

«Überall wo Albaner leben, da
muss auch Albanien sein» (Zitat:
UCK). Die mächtige UNO ist ein
kostspieliger Papiertiger und ist
nicht mal im Stande, im Kosovo die
Terroristen zu entwaffnen. Das hät-
ten Milosevic’s Sicherheitskräfte
längst umsonst erledigt.
Das Ganze begann Dank Titos
Gutmütigkeit nach dem 2. Welt-
krieg in Serbien mit nur 25’000
«Hota-Flüchtigen» und explodier-
te nach und nach auf 1’500’000.

F. Muggli, Willerzell

Kolumne: Also doch Banditen…
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man wolle zuerst mehr «Erfahrun-
gen» sammeln, so der Polizeidirek-
tor Jörg Schild (FDP). «In Tat und
Wahrheit hat die Regierung vor
einem diesbezüglichen Volksent-
scheid Angst, der womöglich durch
ein Referendum provoziert werden
könnte…», entgegnete der SD-
Sprecher Markus Borner. Mit 53 :
49 Stimmen entschied sich der Rat
– statt für den zwingenden Auftrag
in Form der Motion – für den un-
verbindlichen Anzug. Linke und
SD standen – wenn auch aus unter-
schiedlichen Motiven, für die Mo-
tion ein; die Bürgerlichen für den
Anzug. Bloss die SVP votierte und
stimmte für… überhaupt keine
Regelung!

– Mit der Motion betreffend Priva-
tisierung der Basler Kantonalbank
blitzte Dr. Bernhard Madörin
(SVP) mit 70 : 22 Stimmen klar ab.
Die meisten Fraktionssprecher
bekämpften diesen Vorstoss mit
deutlichen Worten, wobei Roland
Stark (SP) vermerkte, dass die kan-
tonal-zürcherische SVP – mit ei-
nem SVP-Mann an der Spitze das
Bankrats – voll hinter diesem (zür-
cher) Bankinstitut stünde. In Basel
hingegen die kantonale SVP eine
Privatisierung der Kantonalbank
befürworte, wohl auch deshalb, da
ein SP-Mann das Bankratspräsidi-
um inne habe. Markus Borner (SD)
findet es unaufrichtig, wenn sich die

SVP auf ihren Wahlprospekten mit
der Parole – «Damit wir Schweizer
auch noch etwas zu sagen haben!»
– positioniere und dann in Tat und
Wahrheit die Basler Kantonalbank
(des Gewerbes und der kleinen
Leute!) an international operieren-
de Finanzgruppen verscherbeln
will! 

– Für die Wahrung der Basler Fas-
nachts-Tradition setzte sich Walter
Hammel (SD) mit einer Interpella-
tion ein. Er störte sich an der letz-
ten Fasnacht, insbesondere an den
beinahe in jedem Hauseingang auf-
gestellten und (beinahe) nicht
mehr zählbaren Ständen, an wel-
chen, neben Lamm-Braten, auch in
fragwürdiger Weise alkoholische
Getränke (Schnäpse und Fusel!)
an Jugendliche verkauft wurden.
«Die Basler Fasnacht bewege sich
Richtung multikulturelles Volks-
fest!», so der Interpellant. In seiner
mündlichen Antwort beurteilte
dies Polizeidirektor Jörg Schild
(FDP) aus einer etwas andern
Sicht: «Es ist alles halb so
schlimm!» (Gelächter im Saal). Die
Basler Fasnacht verändere sich
eben und dies sei gut so. Die Inte-
gration der ausländischen Bevöl-
kerung würde dadurch gefördert
und die Cliquen (Fasnachtsgesell-
schaften) kämen so zu neuen Mit-
gliedern!

Basil Schweizer

Manipulierte Berichte

SD
Schweizer Demokraten

Englische Brocken in der
deutschen Sprache

(mg) Im Zusammenhang mit den
Turbulenzen bei der SAirGroup
hat der Moderator des «Echos der
Zeit» von Schweizer Radio DRS 1
Caspar Selg am 7. März eine Glos-
se ausgestrahlt. Dieser Beitrag hat-
te eine grosse Zahl von Anrufen
und Zuschriften zur Folge, was der
DRS Redaktion ganz selten pas-
siert. Caspar Selg ermöglicht es
uns, seinen Beitrag hier schriftlich
wiederzugeben. Zum besseren Ver-
ständnis und im Unterschied zum
Manuskript sind englisch ausge-
sprochene, teils überspitzt bis iro-
nisch formulierte Ausdrücke kursiv
gedruckt und der eigentliche Aus-
druck in Klammer geschrieben.
Wir hätten es ja schon lange mer-
ken sollen. Am Tag, bespielsweise,
als alle Personaldirektoren zu spin-
nen begannen und ihre Abteilun-
gen von Personaldienst zu Hu-
mann Resurses, Jjuman Roesso-
res, Human Ryssors (Human Re-
sources) umzutaufen begannen.
Kein Mensch macht so etwas frei-
willig. Kein geistig halbwegs gesun-
der Zeitgenosse gibt seinem eige-
nen Betrieb einen Namen, den er
selber nicht aussprechen kann.Nie-
mand. Nöböddi (nobody). Das
hätte uns damals schon auffallen
müssen.
Damals hätte man die perfide Stra-
tegie vielleicht noch durchkreuzen
können, die ihren vorläufigen
Höhepunkt im Flughafen Zürich
Kloten fand. Der heute Unik Er-
port Suritsch (Unique Airport
Zurich) heisst. Oder Junik Erport
Suritsch. Oder ist es Surik Ju-
nitsch? Der Name dieses Flugha-
fens besteht heute aus drei Wör-
tern, von denen ein wesentlicher
Teil unserer Bevölkerung zwei
nicht aussprechen und eines nicht
verstehen kann. Das KANN nie-
mand gemacht haben, der halb-
wegs bei Trost ist. Es sei denn…
Und zwischen Human Rössors
und Suritsch Unik gab es ja noch
dieses und jenes andere Zeichen,
das man hätte sehen müssen. Als
aus der Verbandsmolkerei ein
Schweizer Tagebuch wurde. Swiss
Dairy. Oder wie war das wieder?
Swiss Daiiri? Swiss irgendetwas.
Auf jeden Fall nicht schweizerisch
und nicht Milch und nicht deutsch.

Wir hätten auch dort fragen müs-
sen, weshalb nicht wenigstens
EINE eigene Sprache gebraucht
wurde. Man hat immerhin vier da-
von zur Auswahl, aber nein, es
musste Englisch sein. Obwohl
kaum jemand weiss, was eine
Dairy ist. Das ganze Volk regt sich
auf über die arroganten Amerika-
ner, speziell seit der Bankenge-
schichte und erst recht nach
Raoul… übrigens, wo ist eigentlich
Raul?… alle regen sich auf, über
die Flut von Billigkultur aus dem
primitiven Amerika, unter der wir
leiden: McDonald’s, Pizza Hut,
Baywatch und gleichzeitig lassen
wir uns auf Amerikanisch zwangs-
umerziehen. Und machen das alles
ziemlich begeistert, wenn auch
meist hilflos in der Aussprache, mit.
Suritsch Fäinänschel Sörwissis
Gruup (Zurich Financial Services
Group). Swiss Re, Uniik Erport.
Prodöct Menetscher (Product
Manager). Lauter früh-englische
Tollpatschigkeiten.Wenn heute frei
herumlaufende Deutschschweizer
Sätze sagen, wie «De CEO seit,
mir mached mit üsem Bränd en
RylAUnch» (Der Chief Executiv
Officer sagt, wir machen mit unse-
rem Brand einen Relaunch oder:
Der Generaldirektor sagt, wir ma-
chen mit unserer Marke einen
neuen Start), dann kann doch
etwas nicht stimmen. Irgendetwas
will uns hier systematisch lächer-
lich machen. Die Frage ist wer und
weshalb?
Irgendwo sitzt ein Big Bröser (Big
Brother), der uns die Sprache
klaut. Vielleicht derselbe Big Brö-
ser, der auch Firmennamen erfin-
det wie Aventis, Novartis oder die
gesunde Hölle, Hel(l)sana.
Wer immer es sein mag, was immer
er erreichen will, wir sollten uns
vorsehen. Vielleicht sollten wir uns
bei der Suritsch Financial Sör-
wissis Group, unten in Down-
town Switzerland wenigstens schon
mal versichern gegen den mögli-
chen Totalschaden an unseren
Sprachen. Dann haben wir wenigs-
tens was davon. Und wir tun es bes-
ser, solange die Suritsch noch in
Zürich ist.

(aus: Sprachkreis Deutsch)
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reiner Geldgier die Wälder bis auf
die Höhen abgeholzt. Sie seien
schuld, dass bei den Hängen, die
bewirtschaftet würden, Erdrutsche
entstehen.
In einem Leserbrief erklärte ich
ihm, dass auch mein Vater zusätz-
lich als Schuhmacher ein kleines
Heimwesen in einem «Chrachen»
des Emmentals bewirtschaftet
habe, jedoch die Familie mit Hand-
arbeit die Erde, die hin und wieder
bei längerem Regenwetter hinun-
terrutschte, wieder hinauftranspor-
tiert habe.
In einem Brief schreibt er mir nun:
«Von aussen gesehen darf gesagt
werden, dass der Fleiss dieser Be-
wohner des Emmentals anderswo
grössere Früchte getragen hätte,
dass beispielsweise die Lösung des
Zürcher-Oberlandes, des Appen-
zellerlandes oder des Wallis mit
den ‹Rucksackbauern› besser war,
man siedelte im Tal Industrie an,
wo die Bauern einiges verdienen
konnten, und dann nicht gezwun-
gen waren, ihren kleinen Betreib
als Hauptgrundlage des Einkom-

mens zu forcieren. Aber das Bern-
biet wollte oder konnte nicht
industrialisieren, weil wohl die
‹Oberen›, die Gemeinderäte, die
Grossbauern, es verhinderten. Ich
hätte den Kleinbauern mehr
gegönnt!»
Schade, dass Herr Kappeler, ehe-
maliges Mitglied des Gewerk-
schaftsbundes der Schweiz, nicht
vor 100 oder auch vor 50 Jahren im
Emmental gelebt hat. Ich bin über-
zeugt, dass er mitgeholfen hätte, in
alle Seitentäler des Emmentals Ei-
senbahnen und Industrien zu bau-
en. Dabei sind damals gebaute Ei-
senbahnlinien z.B. nach Eriswil
oder Wasen aufgehoben worden.
Herr Kappeler hat keine blasse
Ahnung vom harten Leben in den
Tälern des Emmentals. Ich bedau-
re nur, dass die an dieser Talk-Sen-
dung mit Herrn Z’Graggen, Chef-
redaktor der «Berner Zeitung», an-
wesenden Berner, nicht versucht
haben, die Entgleisung von Herrn
Kappeler richtig zu stellen.

Paul Zürcher, Thörigen

NATO-kompatibel durch die
Hintertür?

1. Mai-
Diebstahl!

Wieder feiern Linke und Gewerk-
schafter. Nach der Stalinistin Wa-
genknecht spricht heuer in Zürich
eine waschechte Terroristin.
«Blick» und DRS scheints kaum zu
stören. Danach werden vermumm-
te Schläger und Chaoten – zumeist
von der roten Fabrik – Läden, Au-
tos, Geschäfte und Einrichtungen
demolieren – dies mit amtlichem
Segen. Wieder werden Versiche-
rungen Millionen bezahlen, um
später Prämien und Selbstbehalte
auch für Arbeiter weiter anzuhe-
ben! So wurde die Arbeiterschaft

In dieser Rubrik werden die per-
sönlichen Meinungen unserer Le-
ser wiedergegeben. Diese decken
sich nicht notwendigerweise mit
derjenigen der Redaktion.

um einen einst sinnvollen 1. Mai
betrogen! Wo aber sind Thurgauer
Arbeitervertreter? Graben diese
nicht auch den eigenen Leuten die
Gräber? Mit Öffnung der Märkte,
der Grenzen für 44-Tönner, einer
unbeschränkten Einwanderung
und gekoppelt mit einer fragwürdi-
gen Asylpolitik als Einwande-
rungshintertüre? Wie verlangte Ja-
mes Schwarzenbach weitsichtig:
«Die Maschinen zu den Menschen
und nicht umgekehrt», und Profes-
sor Dr. Frederic Vester mahnt seit
Jahren: «Lokal produzieren, mit lo-
kalen Rohstoffen, Händen und
Ideen». Wären das nicht die wah-
ren Arbeitervertreter, auch für den
Thurgau? Vereint mit dem Kapital
installieren die Thurgauer die Eu-
regio Bodensee oder die Klein-
EU-Bodensee, obwohl das Volk
klar Nein gesagt hat. Sie schaufeln
damit eifrig das eigene Grab. Wen
wunderts, dass Arbeiter ihren
«Führern» die Gefolgschaft ver-
weigern und diese letztlich nur
noch auf Extreme – siehe Zürich –
abstützen können?

Junge Schweizer Demokraten,
SD Thurgau,

Kantonale Parteileitung

Am 10. Juni werden wir über das
neue Militärgesetz abstimmen.
Dieses Gesetz des Bundesrates, ge-
gen das gleich zweimal das Refe-
rendum ergriffen worden ist, soll
bewaffnete Einsätze der Schweizer
Armee im Ausland zulassen.Offen-
sichtlich versucht man damit, die
Schweizer Armee mittelfristig
durch die Hintertür NATO-kom-
patibel zu machen. Später wird es
dann heissen: Wenn wir schon mit
den NATO-Truppen im Ausland
zusmmenarbeiten, können wir ja in
dieser Organisation gleich ganz
mitmachen.
Dagegen müssen wir uns schon
jetzt wehren. Unsere Soldaten
könnten in alle möglichen Kriegs-
gebiete geschickt werden, ohne
dass das Volk etwas zu sagen hätte.
Während früher die NATO eine
reine Verteidigungsarmee war, ent-
wickelt sich diese immer mehr zum
Weltpolizisten unter der Führung
der USA. Weil die NATO in Maze-
donien den Partner gewechselt hat,
flammt in diesen Tagen der Konflikt
zwischen Albanern und Jugosla-

wen wieder voll auf. Ist es wirklich
unsere Aufgabe, zwischen diesen
«heissen» Fronten zu stehen?
Auch die neuen anzuschaffenden
Langstreckentransportflugzeuge
zeigen uns, dass Einsätze in Afrika
oder im Nahen Osten möglich
wären.Was sollen unsere höchstbe-
zahlten Soldaten im Dschungel
oder in der Wüste? Vielleicht Ram-
bo spielen? Die Mähr, dass dann
weniger Flüchtlinge zu uns kom-
men stimmt ohnehin nicht, denn
diese werden durch teure Schlep-
perbanden zu uns gebracht. Solan-
ge wir als grosszügigstes Gastland
auf der Welt bekannt sind, wird sich
dies nie ändern.

Wir sind traditionell ein neutrales
Land mit einer grossen weltweit
bewiesenen Hilfsbereitschaft bei
Katastrophen jeglicher Art. Nur 
2 x NEIN an der Urne bringt ge-
wisse Grössenwahnpolitiker wie-
der auf den Boden der Realität
zurück!

Werner Spörri,
SD-Einwohnerrat, Reinach BL

Wirtschaftsjournalist beleidigt
Emmentaler Bauern

Anlässlich der «BZ-Talk»-Sen-
dung bei «Tele Bärn» erklärte Beat

Kappeler,Wirtschaftsjournalist,die
Emmentaler Bauern hätten aus

UNO-Beitritt der Schweiz?
USA drohen Kolumbien mit «Fol-
gen». Dies, weil Kolumbien in der
UNO für die Entsendung von Be-
obachtern nach Palästina stimm-
te!!! Ich meine, so wird die UNO
demaskiert und zeigt, dass es sich
hier nur um ein Organ handelt zur

Durchdrückung von US-Interes-
sen. Soll die Schweiz da mitmachen
und mit den Beiträgen die unsau-
beren Machenschaften der USA
mitfinanzieren? Wollen wir das
wirklich?

W. Greber, Acquarossa

Wie aus 20% Ausländern
50% werden

Wie in der Aargauer Zeitung zu le-
sen war, weist die ausländische Be-
völkerung bei uns einen Gebur-
tenüberschuss von 5% und derje-
nigen der Schweizer einen von
0,6% auf. Wenn wir jetzt eine ganz
einfache Zinseszins-Rechnung ma-
chen, d.h. die Zahl der Ausländer
von 1’472’839 (gemäss Bundes-Er-
läuterungen inkl. Asylanten und
vorläufig Aufgenommene) jedes
Jahr um nochmals 5% erhöhen, so
geht es genau 28 Jahre bis hier
gleich viel Ausländer wie Schwei-
zer leben.
So weitergerechnet sind die Aus-
länder in 40 Jahren doppelt so vie-
le wie Schweizer, in 50 Jahren drei-
mal so viel. In mehr als 100 Jahren
geht es uns wie den Indianern in
Amerika oder den Aborigines in
Australien, dass die Urschweizer in
Reservaten leben müssen. Spass
beiseite: Im ehemals serbischen
Kosovo sollten 1950 ca. 540’000
Moslems gelebt haben. Bei Kriegs-
ausbruch, 48 Jahre später, waren es
2’200’000, und die viel kleinere
Zahl Serben muss heute praktisch
in Reservaten leben. Grund: Die

Moslemfamilien dort hatten je 4 bis
10 Kinder (in der Schweiz haben
sie «nur» 2 bis 4 Kinder).
Die Roten und Teile der CVP wol-
len ihren Wähleranteil wieder er-
höhen durch beschleunigte Ein-
bürgerungen von einer halben Mil-
lion Ausländer, durch Erhöhung
des Kindergeldes auf Fr. 600.–,
durch eine vom Volk abgelehnte
16-wöchige Mutterschaftsversiche-
rung mit Schwangerschaftsurlaub
und durch Senkung des Stimm-
rechtalters auf 16 Jahren – Eidge-
nossen überlegt euch das alles gut
bei den nächsten Abstimmungen
und Wahlen. Profitieren tun vor al-
lem die Ausländer.
Wer mich in die Rassismus-Ecke
stellen will, soll wissen, dass unter
meinem Dach drei jugoslawische,
zwei srilankische, eine türkische,
eine italienische, eine deutsche und
sieben Schweizer Familien friedlich
zusammenleben. Mir geht es um
realistische Überlegungen; um
nichts anderes.

Walter Hagenbach,
Aarg. Alt-Grossrat, Würenlos



Il fallait s’y attendre! Notre Schmid
fédéral trouve l’imparable botte
qui fermera le bec aux blochériens,
asiniens et autres réfractaires à la
nouvelle loi sur l’envoi de soldats
suisses armés à l’étranger l’arrêt
des migrations. Il espère qu’en agi-
tant ce drapeau nouvelle formule,
les citoyens vont être convaincus
que c’est la panacée pour libérer le
pays de ses charges récurentes tant
financières que carcérales pour en-
tretenir des centaines de milliers de
réfugiés et demandeurs d’asile…
Hélas! Une riposte imprévue vient
d’apparaître au mauvais moment.

En effet, je lis dans la Tribune du 
4 avril, à côté du reportage sur le
face à face de messieurs Schmid et
Blocher au sujet qui nous occupe,
que les minorités ethniques au
Kosovo ne bénéficient pas des
Droits de l’Homme. Elles mettent
en garde l’OSCE et les HCR qu’il y
a de continuelles représailles cont-
re les Serbes, les Roms et les Bos-
niaques. Les soldats de la KFOR,
ARMES, ne font rien et n’osent
rien faire. Donc résultat inverse im-
médiat à celui que promet Mon-
sieur Schmid: nos autorités renon-
cent à renvoyer 2500 Kosovars
albanophones comme prévu depuis
longtemps. Qui croira encore que
de donner des armes à nos 150 ou
200 soldats empêchera les deman-
deurs d’asile d’affluer si cela leur
chante.
Et sur place quelle sera la diffé-
rence pour nos soldats qui plantent
des clous dans les charpentes de
maison détruites pendant que les
mâles du coin fument des cigarettes
en les regardant, s’ils ont sous leurs
uniformes des kalachnikov ou des
uzis? A moins qu’il y ait la moitié
qui travaille pendant que l’autre
moitié reste l’arme au pied!
Je renviens aux affirmations répé-
tées des «prosoldatsarmés», Sa-
muel Schmid en tête, qu’il n’est pas
question de perdre notre neutralité

et encore moins d’adhérer à l’O-
TAN en acceptant cette nouvelle
donne. Or rappelez-vous les pro-
messes faites de la même façon
avant les votations du 4 mars con-
cernant le «Oui à l’Europe». A pei-
ne les résultats du scrutin connus,
des démochrétiens, aux socialistes
en passant par les libéraux, des voix
réclamaient la demande d’adhési-
on dans les plus brefs délais. Donc
chat échaudé…
Alors, il fallait trouver une ligne
d’approche pour intégrer la Suisse
de gré ou de force dans le concert
des nations otanesques: ne pas obli-
ger les populations à avaler un
salami entier, mais le découper en
tranches. Quoi de plus facile en-
suite de ne même pas revenir sur la
question, puisqu’il n’y aura plus de
salami.

Parler alors de soutien à la Paix en
armant nos soldats est une distor-
sion grammaticale éhontée dans la-
quelle le poids des mots remplace
le poids des armes. Lorsque Samu-
el Schmid se gargarise en disant
qu’une révision de la loi militaire
permettra la participation des en-
gagement militaires pour le main-
tien de la paix et non pour l’impo-
ser, il n’est pas question de combat,
c’est vraiment le comble du cynis-
me et du mensonge, on retourne à
la langue de bois soviétique. C’est
une dialectique diabolique qui
ravale les soldats suisses à des ma-
rionettes n’utilisant pas leurs armes
et se laissant massacrer au nom de
la paix… Voyons soyons sérieux.

Ce n’est pas en hurlant tous azi-
muts en disant qu’il s’agit de sauver
la paix qu’on évitera la guerre car
chaque guerre ressemble à une
omelette. Au lieu d’oeufs, on y cas-
se des hommes. Votez NON le 10
juin, ne jouez pas à l’apprenti sor-
cier, il n’est pas encore trop tard
pour bien faire.

Mary Meissner

Démocrate Suisse
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Les poids des mots

Dans un article sur les élèves du
C.O. qui renoncent à entrer au
Collège préférant suivre une filière
professionnelle, il me semble qu’il y
a une critique sous jacente. Pour-
tant vous y incluez l’Ecole de Com-
merce. En suivant cette filière, c’est
au contraire la meilleure voie pour
survivre tout au long du chemin de
la vie.
Ainsi mon père m’ayant refusé les
Beaux Arts, les Belles Lettres et le
Conservatoire pour cause de man-
que d’argent, je fus obligée de suiv-
re l’école supérieure de Commerce
de Lausanne, la rage au coeur et
vouant mon père aux gémonies.
J’obtins mon diplôme en 1936. Dix
ans plus tard, exilée par mariage en
Pologne je remerciais mon père qui
me sauvait la vie. Qu’aurais-je fait
comme journaliste sans connaître
la langue? Qui pensait aux peintu-
res dans un pays dévasté occupé à
la reconstruction? Quant à la musi-
que, j’aurais dû être Chopin. Donc,
grâce aux langues, à la dactylogra-
phie et à la sténographie,à mes con-
naissance administratives et comp-
tables, je pus gagner largement ma

vie cumulant le commerce ex-
térieur avec les Congrès internatio-
naux. Mon mari pu terminer ses
études d’ingénieur sans l’aide de
l’Etat qui envoyait ses protégés dès
l’obtention du diplôme, dans un
trou perdu de campagne pendant
trois ans pour rembourser les étu-
des.
Il en fut de même pour ma fille à
qui j’imposais également cette filiè-
re. Dès son diplôme en poche, la
voilà partie pour les Emirats, puis
au Liban où elle survécu parfaite-
ment grâce aux langues, et à ses
connaissances pratiques qu’elle
enseigna dans quelques écoles. Re-
venue au pays, elle termina à l’Uni-
versité de Genève, la biologie.

Donc le chemin professionnel qui
passe par l’école de commerce est à
mon avis, le meilleur surtout à not-
re époque de changements, de
voyages et d’ouvertures, puisqu’il
ne ferme absolument pas l’accès
aux hautes études, mais reste un so-
lide pied d’estal pour toutes sortes
d’imprévus.

Mary Meissner

Derrière le Décor

Le Meilleur chemin

On peut se demander si les massac-
res de bovins et d’ovins en Europe,
dont photos choc et articles font la
une des quotidiens, ne sont pas pla-
nifiés? Je m’explique: comme il y a
trop de viande vivante et morte sur
le marché de la sacrosainte con-
sommation comment stopper la dé-
gringolade des prix tout en provo-

quant la pénurie engendrant l’en-
vie de ce qui se fait rare?
La viande n’étant pas du pétrole,
les politiques de l’OPEP ne peu-
vent s’appliquer au cheptel. Donc il
fallait créer dans la population, une
psychose assez forte pour que les
gens propriétaires, paysans, éle-
veurs et consommateurs, acceptent

sans broncher les diktats terribles
de destruction totale. C’est possible
que ce prion ait été le déclencheur
de l’idée de base, stratégie réussie
en Angleterre d’abord qui a détruit
presque totalement sa production
animale.
Que va faire l’UE pour repartir sur
des bases plus saines et surtout plus
logiques? Va-t-elle édicter de nou-
velles lois muselant l’agro-alimen-
taire provoquant le gaspillage im-
monde? Les commissaires ignares
en matière de paysannerie vont-ils
laisser les portes ouvertes à toutes
les turpitudes du gain à outrance au
détriment de la qualité? L’UE pour
une fois, mettant de côté son arro-
gance de tout savoir mieux que les
autres, ne pourrait-elle pas prendre
modèle sur la Suisse?
Il y a dix ans, il y a eu dans ce petit
pays des votations pour la suppres-
sion des caillebotis sous les
cochons, des batteries pour les pou-
les, et l’obligation de laisser le
bétail s’alimenter librement dans
les champs. Pour ce faire, il y eut des
mesures d’accompagnement. Cha-
que paysan n’eut droit aux nom-

bres d’animaux qu’à concurrence
de la surface disponible de ses ter-
res. Il y eut même des calculs de
quantité de purin permise par rap-
port aux nappes phréatiques, riviè-
res et surtout absorption des sols.
Cette protection directe de l’envi-
ronnement, protégeait en même
temps la santé des consommateurs,
et le bien-être des animaux.

Si l’éradication des surplus anima-
liers à été planifiée dans le but de
régulariser décemment la cohabita-
tion des hommes et des animaux,
s’il y a une parcelle d’altruisme
dans la conscience citoyenne en
chacun de nous, des catastrophes
comme la maladie de la vache folle,
de la fièvre aphteuse ou des héca-
tombes innommables près des
villes et villages, ne reviendront
plus et un docteur Frankenstein
n’aura plus besoin de planifier la
destruction peu ses planifications
insensées. De telles monstruosités
doivent être bannies de nos so-
ciétés soi-disant démocratiques et
humanitaires.

Mary Meissner

Démocrate suisse



ques, d’une Puissance supérieure
invisible mais présente. La soussig-
née elle-même, ayant un pied dans
l’artistique et un pied dans le con-
cret, s’est laissée tenter pendant
neuf ans par les doctrines ésotéri-
ques des Rose-Croix AMORC.
Elle a même écrit des articles dans
le mensuel de la secte. Ce qui ne l’a
pas empêchée de la quitter à cause
de petites erreurs répétitives et
d’une certaine frustration ressem-
blant fort aux actuelles frustrations
que beaucoup de chrétiens ressen-
tent vis-à-vis de leur croyance, les
faisant devenir très indifférents aux
discours de leurs prêtres en ne
gardant au fond d’eux-mêmes que
les dix commandements comme
base éducative.
Donc sonclusion: des hommes qui
se disent justes, ont-ils le droit de
juger et de condammer un des leurs
au nom du «Verbe» parce qu’il y a
des preuves visibles de la malfai-
sance des mots? Oui en se basant
sur l’art. 261 bis (suisse) et Gayssot
(France) qui sous entendront dé-
sormais en plus de l’antisémitisme
et de l’antiracisme, également l’an-
tisectarisme, puisque tous condui-
sent à la mort ceux qui le veulent
bien. On peut-obliger les gens à

porter une ceinture de sécurité
dans leur voiture, mais peut-on in-
terdire par loi interposées un désir
irrésistible de boire, de fumer ou de
partir vers Sirius? L’esprit de jus-
tice imanente qui se développe
depuis le Tribunal de Nuremberg,
ouvre une boite de Pandore con-
duisant à de futurs excès totalitai-
res, avec tout ce que ce mot sous
entend d’exactions et de tortures
physiques et morales. La justice
étant de plus en plus biaisée, juge-
ant ceux qui sont sous la main et
plus faibles, oubliant les forts et ex-
cusant les chargés de missions offi-
cielles, nous courons vers un inde-
scriptible chaos.

Mary Meissner
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Cette bataille juridique qui se pas-
se en France et dans la langue de
Voltaire, prouve une fois de plus la
dangerosité des mots. «Et Dieu
créa le Verbe!» Qui aurait cru que
cette faculté conférée à l’être hu-
main seul, conduirait toute la civili-
sation qui se contorsionne depuis la
nuit des temps au milieu de consi-
dérations politiques, religieuses ou
ethniques, dans un marasme de lois
juridiques, éthiques et sadiques.
L’exemple saute à nos yeux aujour-
d’hui avec le procès Tabachnik et
sans vouloir se substituer aux
leçons données par de nombreux
philosophes depuis l’antiquité,
nous pourrions apporter notre mo-
deste contribution à ce monument
d’inconsistance pour ne pas dire
d’inconstance. A entendre le juge
du tribunal, Tabachnik est un mon-
stre luciférien déguisé en adepte in-
nocent, alors que pour son défen-
seur, il est l’agneau à qui l’on veut
faire porter l’habit du Malin. Cela
ne vous rappelle rien? Ces joutes
oratoires rejoignent celles des
procès de nos libraires et du célèb-
re Faurisson, Jurgen Graf ou Ga-
ston Amaudruz, qui ont été jugés
sur des mots imprimés par d’autres,
par eux-mêmes et/ou distribués à

Procès Tabachnik ou le danger des mots
leurs «adeptes». Question; où se
situe la juste limite des mots?
Concernant l’ OTS, heureusement
que les «suicidés» n’étaient pas des
juifs, car les lois antiracistes et an-
tisémites auraient eu l’honneur de
figurer en bonne place dans les plai-
doiries. Mais en définitive, tout se
passe au même niveau. Seuls les
mots tournés dans un sens adéquat
évitent certaines confusions et
tournure d’esprit.
Plus près de nous et dans la future
votation du 10 juin prochain, les
Suisses devront décider si les ani-
maux restent comme dans la loi ac-
tuelle des choses, ce qui permet de
les traiter comme des meubles sans
aucun état d’âme, ou s’ils devien-
dront enfin légalement des êtres
vivants avec les prérogatives y rela-
tives. Sentez-vous le poids et la
portée des mots?
Sans vouloir juger le chef d’orche-
stre, il faut admettre que certains
êtres humains et surtout les artistes
qui ont une grande facilité à quitter
le cartésianisme terrien, sont plus
enclins que d’autres à croire aux
forces occultes. D’ailleurs toutes les
religions ont imbibé le cerveau des
enfants depuis leur plus tendre en-
fance, de mystères, de forces cosmi-

Le Pilori
Re-er-re-intégration
Ainsi on se gargarise à nouveau
d’humanisme concernant 150 Ko-
sovars qui refusent de rentrer chez
eux, car ils prétendent qu’après
quatre ans en Suisse, ils sont de
bons citoyens intégrés. L’associati-
on qui les soutien en affirmant que
si l’on parle d’intégration, c’est
parce que les enfants ont été scola-
risés, les parents ont du boulot et la
famille parle notre langue. Mais ils
oublient le principal. L’intégration
en tant que telle comprend aussi et
surtout les coutumes religieuses.
Ces gens qui sont venus demander
notre aide provisoire, se permet-
tent aujourd’hui de faire du chan-
tage en occupant une église chré-
tienne alors qu’ils sont musulmans.
Si le contraire se passait chez eux et
que des chrétiens insistent pour
forcer les portes d’une mosquée
sans avoir d’abord accepté de se
faire musulmans, ils auraient été
lynchés, l’expulsion ayant été consi-
dérée comme trop douce.

Un arbre ne reprend racine que s’il
est entièrement et totalement inté-
gré dans son nouvel environne-
ment, et en refusant de se compor-
ter comme ses voisins, il aurait deux
solutions: soit accepter l’ingérence
des racines de ses voisins dans son
compost, soit les agresser par des

rhizomes vengeurs er récalcitrants
voulant étouffer à tout prix l’espè-
ce réceptrice plus faiblarde qui est
déjà en train de perdre ses propres
valeurs. (désafectation des églises).
Décidément, trouvera-t-on encore
des Suisses qui verront plus loin
que le bout de leur nez et penseront
avec leur cerveau en plus de leur
porte-monnaie. Car dans cette
stratégie culottée il y a l’intérêt
d’avoir des travailleurs sur place,
des enfants qui paieront plus tard
l’AVS et des femmes de ménage à
bon marché.

Par contre les protestants chrétiens
qui font partie de ce nouveau grou-
pement d’«Après quatre ans on est
intégré», se battent contre l’abro-
gation de l’article de loi supprimant
l’obligation de demander la per-
mission d’ouvrir des évêchés catho-
liques…, sous entendant probable-
ment sans la nommer, l’acceptation
de constructions de mosquées et de
synagogues à bien plaire.

Une nouvelle façon de nous intég-
rer de force, nous citoyens payeurs,
en devenant minoritaires dans l’oe-
cuménisme en pleine mutation.
Inutile d’indiquer ici les méfaits
dus aux musulmans dans le monde
qui augmentent de jour en jour.
(Afghanistan, Algérie, Soudan,
Tchétchénie etc.)

Nigeria un pays de mafiosi
Saviez-vous que quelques semaines
après le changement de regime, le
nouveau gouvernement a cherché à
kidnapper le Ministre de l’énergie
du Nigeria qui s’était réfugié à Lon-
dres pour le ramenez chez lui pour
le juger. Celui-ci avait offert un su-
perbe cocktail à Londres pour fêter
son milliard de £ de bakchich après
seulement quatre ans de pouvoir.
La Grande Bretagne qui fait partie
de l’UE accusant la Suisse d’être un
endroit sûr pour l’argent sale dé-
posé soi-disant dans ses banques, a
tout fait pour libérer le ministre qui
avait été enferme dans une caisse
qui allait être chargée sur un bateau
nigérien. Depuis il vit comme un roi
à Londres. Les Anglais n’allaient
pas laisser partir le magnifique con-
tribuable! Alors quel est le pays le
plus sale en Europe? La France
avec ses continuels procès contre
ses plus hauts responsables ayant
traficotés avec de l’argent d’origine
douteuse? L’Allemagne avec ces
millions versés à la CDU sous le
sceau du secret? C’est honteux que
nos autorités plient l’échine à cha-
que attaque de la part de cette UE
pourrie au lieu de se regimber et de
redresser la tête. C’est probable-
ment cette attitude de chien battu
qui a pousse Swissair à vouloir de-
venir comme la grenouille aussi
grosse que le boeuf. C’était en som-
me une soumission déguisée à des
lois de marché imposées par des
fonctionnaires véreux. Octopus
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punir les récalcitrants et la TVA en
fut augmentée d’autant Des poids
lourds polluèrent l’endroit et des
bouchons rendirent la vie impos-
sible.
Alors la révolte gronda et les forces
banales dont parle Claude Mon-
nier se réveillèrent. On replanta les
haies protectrices,on remit des bor-
nes routières, on démonta les ap-
pareils de Big Brother, on reprit sa
propre machine à laver le linge, et
on se remit à déguster ses plats
préférés en cercle fermé, bien chez
soi.
J’espère qu’il en adviendra de
même avec le mondialisme et que
les investisseurs multinationaux et
autres spéculateurs sans scrupule,
seron chassés pour faire place à la
diversité personnelle qui caractéri-
se ce monde sur notre unique
planète.

Forum sur la RSR du jeudi 
22 mars
Il s’agisait une fois de plus de la fa-
meuse et faramineuse EXPO 02.
Beaucoup de remarques pertinen-
tes concernant des coûts excessifs
et incontrôlés et la reponse de
Nelly Wenger à un interlocuteur
qui regrettait le flou des explica-
tions concernant l’arteplage du
multiculturalisme: «En tant que
juive et enfant d’immigrés, j’estime
qu’il est urgent que la Suisse s’ouv-
re au phénomène migratoire et
qu’elle oublie son nationalisme
restrictif» (ou quelque chose d’ap-
prochant).A l’écouter on aurait cru
que le slogan de la foire de Seville
«La Suisse n’existe pas» refaisait
surface. D’ailleurs cette drôle de
«Suissesse» n’a-t-elle pas déclaré le
lendemain des votation du 4 mars:
«Derrière le NON de ce week end
on peut comprendre que l’EXPO
02 ne touche guère la population
suisse.» Est-ce pour cela qu’elle se
jette sur les immigrés? Un auditeur
lui suggéra d’être elle-même plus
crédible en créant l’enthousiasme
d’une autre façon et’surtout plus
transparente dans les idées fofolles
de la Pipilotti.
Moi je dis que cette expo nous coû-
tera la peau des fesses parce qu’a si
peu de temps avant son ouverture,
l’argent continue à disparaître aus-
si dans de faramineux salaires,
qu’aucun futur visiteur éventuel
n’a une idée de ce qui l’attend et
qu’avec ses réflexions dangereuses,
Nelly Wenger est de moins en
moins crédible.

Noms de famille
Notre parti avait déjà pris position
lors des pourparlers concernant le
choix des noms de famille il y a
quelques années.
Au nom de l’égalité on ne peut
vraiment pas tout permettre et tout
chambarder, car il y a des limites lo-
giques à la pais du peuple sans vou-
loir à tout prix le plonger dans le
chaos. Le seul fait de jouer aux
noms de familles des unes et des

autres, met les enfants en cas de di-
vorce, sur une balance de justice
aux yeux bandés. Choisir un nom
de famille parce qu’il sonne bien,
ou parce qu’on aime davantage son
père que sa mère, c’est aberrant.
Qu’il y ait eu parmi les grands de ce
monde la loi salique en France qui
interdisait le trône aux femmes,
ainsi que dans certaines républi-
ques bananières était une chose.
Cela en est une autre concernant le
droit des simples mortels surtout
ceux qui ont eu la chance, comme la
soussignée, d’acquerir par mariage
un titre nobiliaire à refiler à sa pro-
géniture aux siècles des siècles, un
titre qui se vulgarisera dans le
temps.

Genève sri lankaise
Et voilà, il fallait s’y attendre. Au
moment où une communauté
étrangère atteint un certain total
dans sa population, les revendicati-
ons, mêmes injustifiées se mettent à
pleuvoir. Ainsi le secrétaire d’Etat
portugais Rui Almeida se permet
d’accuser le département de l’In-
struction publique de rejeter 1040
élèves portugais dans des classes
«spécialisées» pour en faire de fu-
turs manoeuvres. Les familles de
ces enfants accusent les Genevois
de «répandre des attitudes xéno-
phobes», qui ne sont que des ru-
meurs malveillantes selon la cheffe
du départément de l’Instruction
publique Martine Brunschwig-
Graf. Elle a le droit de se fâcher en
accusant les immigrés portugais de
faire une mauvaise politique, car du
point de vue économique ces clas-
ses spécialisées coûtent plus cher
que les classes ordinaires. Il n’y a
que 4.28% d’élèves portugais qui
font partie de la nouvelle migra-
tion, donc ne parlant pas notre lan-
gue, contre 4.40% d’Espagnols,
5.04% de francophones.
Décidément, on se croirait au Sri
Lanka envahi dans le Nord par les
Indiens Tamouls qui demandent
eux, l’autonomie et un pays qui
représente par la surface occupée,
un tiers de l’ile.

Le Kremlin bruxellois
Les membres de l’UE crient
casse-cou aux Quinze à propos de
Schengen et de Dublin. Les bi-
latérales bis de la Suisse deman-
dent en effet la participation à
l’espace de sécurité européen. La
Commission décrit les dangers
pratiques, politiques, juridiques et
institutionnels que provoquerait
une telle association.
Ce que ces gens ne disent pas, c’est
que ces réticences toutes virtuelles,
cachent l’unique fait qu’avec les
arrangements de Dublin, chaque
pays de l’UE devrait reprendre
sans rouspéter tous les requérants
étrangers qui sont venus en Suisse,
deuxième pays d’asile. Ce qui
prouve qu’on nous ment sur le
nombre exact de ces réfugiés éco-
nomiques.

Octopus

Le paradoxe d’une certaine
logique
Terre d’émigration, la Pologne im-
porte des travailleurs russes et sur-
tout d’origine ukrainienne. Parler
d’importation c’est un peu fort, car
hommes et femmes arrivent dans
ce pays à la devise faible, comme
clandestins. Quoique le salaire soit
plus bas que ce qu’ils obtiennent en
Occident, ils se sentent plus à l’aise
dans un pays où la langue est pres-
que semblable à la leur et ils ont
moins de chemin à parcourir pour y
arriver. De plus avec un visa de tou-
ristes et 200 $, les contrôles aux
frontières sont faciles et légers.
Deux choses à relever 1) les Polo-
nais admettent que leur nation est
un pays d’émigration, alors que la
Suisse accepte d’être considérée
comme un pays d’immigration et 
2) il n’y a aucune organisation d’hu-
manistes bêlants pour protester
contre des salaires dérisoires,
5 zlotys de l’heure, (075 $) et ils ga-
gnent plus que chez eux. En Suisse
nous avons droit a des cris d’or-
fraies et même à l’élaboration de
lois pour mettre à niveau les sa-
laires de tous les travailleurs clan-
destins. La Pologne est bien placée
pour entrer dans l’UE. Elle sera
heureuse aux côtés de l’Espagne
qui agit de même.

L’UE se déchire sur un projet 
d’aqueduc
Transférer l’eau du Rhône français
par aqueduc vers la Catalogne pour
assurer ses besoins en alimentation
d’eau potable est un projet huma-
nitaire d’aide à la population qui
cache la réalité d’une sombrç hi-
stoire d’argent. D’une part l’eau
serait vendue aux Espagnols, com-
me eau potable et d’autre part, elle
servirait en priorité à assurer le
développement industriel de la Ca-
talogne. Cette sombre histoire d’ar-
gent public mis au service des spé-
culateurs prives, quelle aubaine
pour construire un aqueduc de 320
km de long et 3 m de diamètre to-
talement enterré pour acheminer
un volume de 1.8 millions de m3 par
jour en direction de Barcelone! 8
milliards de francs français d’inve-
stissement, mais il y a un hic.
Des deux côtés de la frontières, le
projet provoque un tollé général de
la part des hydrauliciens et des éco-
logistes. La facture serait payée par
la Communauté européenne et par
les pouvoirs publics. Mais si ces pré-
bendes ne profitent encore une fois
qu’a des spéculateurs privés, la
France qui tire déjà passablement
de casseroles du même genre, risque
de devenir le mouton noir (si elle ne
l’est déjà pas) de L’UE. Ce projet ti-
tanesque cache un gaspillage énor-
me car 80% de l’eau iraient à l’agri-
culture intensive et le reste aux toi-
lettes des luxueux hôtels et des golfs
qui bordent la Costa Brava.
En France, le détournement de
l’eau du Rhône déboucherait illico

sur un déficit en eau de certaines ré-
gions telles la Camargue et Mont-
pellier, qui finiraient par être to-
talement ensablées.
Pour le moment chaque pays pré-
tend que le projet est en suspens et
qu’entre temps l’eau sera prise
dans l’Ebre. Mais il faut s’attendre
grâce aux accords de l’OMC sur les
investissements incontrôlés, à ce
que la BRL (Compagnie nationale
d’aménagement de la région du
Bas Rhône et du Languedoc) re-
mette ce projet sur les rails un jour
ou l’autre. Question pertinente:
l’eau appartenant à tout le monde,
pourquoi deux pays frères en l’UE
devraient-ils l’un la vendre et
l’autre l’acheter fr.fr.6.– le litre non
encore filtrée?

Mondialisme – quelle
mémoire?
La résistance essaie de s’organiser
contre l’emprise irréversible de
l’uniformisation mondiale, mais
comme le dit Claude Monnier, le
chroniqueur contemporain le plus
éclairé, «La mondialisation sera
freinée par des forces banales à
pleurer. En effet, les Etats semblent
de nouveau réagier à la moindre
anicroche de la manière la plus tar-
tement nationaliste qui soit.» De ce
qui prédède, il semble pourtant
qu’en Suisse, il y ait une certaine
résistance tranquille et passive qui,
espérons-le, portera ses fruits.
Cela m’inspire l’histoire d’un quar-
tier tranquille de villas aux abords
d’une grande ville. Chacun chez soi,
protégé par de hautes haies de
séparation autour de petits jardins,
chacun poursuivant ses rêves for-
més de conceptions différentes
dans leur manière de vivre, rencon-
trant des voisins de temps en temps,
échangeant fruits et légumes sans
aucune obligation ou désir de faire
des affaires.
Puis en jour, un promoteur spécula-
teur achète la dernière parcelle de
verdure jouxtant le quartier de vil-
las et déclassée en zone immeubles
pour y construire un palais. Il se
met à faire de la propagande pour
convaincre ses voisins d’enlever
leurs barrières, de laisser chiens et
enfants courir partout, de créer une
buanderie commune et d’acheter
les marchandises nécessaires en
pool par mesure d’économie. Em-
ballés au départ, les propriétaires
suivent et adoptent le système du
spéculateur. Cela ne dure pas long-
temps, car tous avaient oublié le
proverbe: «Pour être heureux,
vivons cachés.»

Finie la bonne fondue du samedi, il
avait été décrété que ce jour, tout le
monde mangerait du risotto aux
merguez. Finis les programmes per-
sonnalisés de télévision. L’antenne
commune diffusait des conseils
boursiers et des promotions de star-
up. Le Big Brother prit domicile
chez tout le monde pour surveiller
que la pensée soit suivie. Un mini
tribunal fut installé pour juger et
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